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I. Abhandinngen. 



Der Staatsdienst and der Stand der Staatsdiener in 
Kleinstaaten. 



Von Obertribunalrath Sarwey in Stuttgart. 



Der Staat mit seinem Oberhaupt bedarf der Hülfe von Men- 
schen zu Ausführung der Zwecke des Staatsvereins; zunächst 
und besonders für Handhabung der Gerichts- und Regierungs- 
Gewalt und für Verwaltung der Staats - Angelegenheiten — Ci- 
vil dien st; er bedarf einer organisirten Macht, um da, wo es 
nöthig wird, seine Zwecke mit Gewalt durchzuführen und die 
ihnen gegenübertretende Gewalt abzutreiben — Militärdienst; 
endlich kommt in monarchischen Staaten noch hinzu: der für 
die nöthig erachtete Repräsentation und Ostentation des Staats- 
Oberhaupts bestimmte Hofdienst, welchem übrigens eine sehr 
lebhaft geführte, in gewissen Beziehungen nicht ganz unbegrün- 
dete, aber jedenfalls praktisch unfruchtbare Controverse die Ei- 
genschaft als Staatsdienst vielfach abspricht. 

Der enge Zusammenhang der Organisation des Staatsdiensts 
mit dem Staatssystem und Staatsleben ist für sich klar. In pa- 
triarchalisch und absolutistisch regierten Staaten ist die Natur 
des Staatsdiensts ganz einfach; man hat hier keine oder nur 
wenige und einfache Grundsätze hierüber. Bei Bildung und 
Entwicklung der constitutionellen Staatsform tritt das Bedürfniss 
einer nach festen, dem allgemeinen Organismus des Staats ent- 
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sprechenden Principien bestimmten Ordnung des Staatsdienst« 
hervor. Die theoretische und praktische Gestaltung desselben 
wird hier von dem erheblichsten Einfluss, führt in Zeiten der 
Bewegung zu Krisen und gibt bei dem Kampfe gewöhnlich den 
Ausschlag. Die Ereignisse der neuesten Zeit haben hiezu Be- 
lege geliefert, welche zum Theil offen vorliegen; zum Theil 
aber sind die Einflüsse der bezüglichen Zustände versteckter und 
nicht genugsam erkannt. Diess gilt besonders von dem Civil— 
dienst — dem Staatsdienst im engeren Sinn und hievon 
ausschliesslich soll hier gehandelt werden, und auch in dieser 
Beziehung zunächst nur mit Rücksicht auf Kleinstaaten, deren 
Verhältnisse, wie fast in allen Einrichtungen, so auch in Betreff 
des Staatsdiensts nach System und Ausführung wesentliche Ver- 
schiedenheiten begründen. 

Unsere Erörterung wird dahin gerichtet seyn, die haupt- 
sächlichsten Momente der geschichtlichen und doctrinellen Auf- 
fassung des in Frage stehenden Verhältnisses kurz darzustellen 
und hieran Betrachtungen über die durch die Erfahrungen der 
Vergangenheit und die Zustände der Gegenwart dringend moti- 
virte Aufgabe einer neuen Regelung desselben anzuknüpfen. 

Wir beginnen mit einem allgemein geschichtlichen 
Ueb erblick über unseren Gegenstand, wobei wir über die 
älteste und mittelalterliche Zeit, wo das Dienst -Verhältniss, be- 
sonders auch durch seinen Zusammenhang mit dem Lehen-System 
eine wesentlich verschiedene Natur hatte, ganz hinweggehen. 
Was sodann die hierauf folgende Periode betrifft, so waren be- 
kanntlich die faktischen und rechtlichen Zustände Deutschlands 
bis zur Auflösung des deutschen Reichs so musterkartenartig, 
dass es ein ebenso zweckloses als schwieriges Unternehmen 
wäre, auf die zu jener Zeit bestandenen Verhälthisse des Staats- 
diensts und Staatsdienerstands näher einzugehen. Von einer ge- 
setzlichen Ordnung derselben finden sich weder in der Reichs- 
Gesetzgebung noch in den Particular - Gesetzgebungen einzelner 
Länder bemerkenswerthe Proben bis zu dem im Jahr 1794 pro- 
mulgirten allgemeinen Preussischen Landrecht, welches ziemlich 
umfassende, für jene Zeit anerkennenswerthe Bestimmungen hier- 
über enthält. Die neueren Wahl - Capitulationen enthielten zwar 
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Bestimmungen über Inamovibilität der Reichshofräthe , welchen 
man eine gemeinrechtliche Bedeutung zu geben versuchte; allein 
ihre singulare Beziehung schliesst eine solche Auffassung offen- 
bar aus. Dagegen fehlt es nicht an Beispielen, dass Klagen 
über willkührliche Entlassung von Beamten vor die Reichsge- 
richte gebracht wurden und Geltung fanden. Auch beschäftigte 
sich die Doctrin schon frühzeitig, jedoch meist nur gelegentlich 
und mit der jener Zeit eigenen pedantischen Anlehnung an das 
System einer vergangenen Welt mit dem fraglichen Gegenstand. 
Im Allgemeinen kann über die Zustände jener Zeit hervorgeho- 
ben werden, dass man das Verhältniss des Staatsdiensts haupt- 
sächlich in den Beziehungen zu dem Staats-Oberhaupt auffasste 
und sich hiebei wenig über den Begriff des gemeinen Lohndienst- 
Vertrags erhob. Bezeichnend hiefür ist die Thatsache, dass die 
Staatsämter von den Fürsten zum Theil förmlich verkauft wur- 
den, was zu einem moralischen und rechtlichen Zerfall des Staats- 
dienstes führte, da der Staat in der Regel schlechte Diener er- 
hielt, welche sich für den bezahlten Preis häufig durch Betrü- 
gereien und Bestechlichkeit schadlos zu halten suchten, was 
entweder ignorirt oder zu einer Quelle eines noch schmähliche- 
ren Erwerbs benützt wurde, indem man die Schuld durch Ab- 
kaufs - Summen , welche in die fürstlichen Cassen flössen, süh- 
nen liess. 

Gegen Ende des vorigen und zu Anfang des gegenwärtigen 
Jahrhunderts schien sich eine neue Aera für das Staatsdienst- 
Verhältniss begründen zu sollen. Zahlreiche litterarische Erschei- 
nungen hatten die Lehre hievon oder wenigstens einzelne dahin 
gehörige Fragen zum Gegenstand. Besonders brachen die Werke 
von Seufferl (Hofgerichts - Präsident , von dem Verhältniss 
des Staats und der Diener des Staats gegeneinander u. s. w. 
1793) und v. d. Beke (Reichskammergerichts - Assessor , von 
Staatsämtern und Staatsdienern 1797) eine neue Bahn durch Auf- 
stellung von Theorieen, welche die rechtliche und politische Seite 
miteinander verbanden. 

Ein dem Princip nach wichtiger — obgleich zunächst blos 
transitorischer Schritt geschah durch den Reichs - Depulations- 
Hauptschluss von 1803, sofern hier die Rechte der Diener in 
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den secularisirten und mediatisirten Ländern bestimmte Wahrung 
fanden. Baiern lieferte mit der unter den Auspicien des be- 
kannten Ministers v. Montgelas erschienenen Hauptlandes- 
Pragmatik vom 1. Januar 1805, welche Gönner (in dem 
sogleich anzuführenden Werk) ein monumentum aere perennius 
— ein unübertreffliches Muster der weisesten Legislation — 
nennt, einen wirklich grossartigen Vorgang, welcher in den mei- 
sten Beziehungen als Vorbild für derartige Gesetze dienen kann. 
Im Jahr 1808 erschien von Gönner ein Werk (der Staatsdienst 
aus dem Gesichtspunct des Bechts und der National- Oeconomie 
betrachtet, nebst der Haupt-Landes-Pragmatik mit Anmerkungen), 
worin über den fraglichen Gegenstand eine umfassende Theorie 
aufgestellt wird, welche, wie Alles, was von ihm kommt, voll 
Geist und Klarheit, aber zu sehr unter die Herrschaft einer leb- 
haften Phantasie und dabei einer starren Consequenz gestellt und 
daher vielfach einseitig ist. Durch eine ausschliessliche Durch- 
führung des Grundsatzes: der Staatsdienst sei eine Staats -Ver- 
bindlichkeit — wird Gönner häufig auf schrofle Folgerungen 
und Subtilitäten geführt. Seine Autorität wurde jedoch um so 
einflussreicher, als er die praktischen Fragen sehr scharf und 
vollständig auffasst und ein Ideen - Beichthum , wie er bei ihm 
überall sich findet, immer eine vielfache Ausbeute gewährt. 

Bei All' dem war übrigens die Zeit zu einer allgemeinen 
neuen Gestaltung des Staatsdienstwesens noch nicht gekommen. 
Die Napoleonische Herrschaft führte zwar mit den veränderten 
staatlichen Verhältnissen selbst auch neue Zustände in dem Staats- 
dienst herbei; allein von einer Verbesserung der rechtlichen und 
politischen Grundlagen desselben war sowohl in denjenigen Län- 
dern, welche ein mittelbares französisches Begiment erhielten, 
als in denjenigen, welche nach Napoleonischem System deutsch 
regiert wurden, grossentheils nicht die Bede. Der absolutistische 
Zuschnitt der damaligen Begierungsweise machte den Staatsdienst 
fast überall zum blossen Fürstendienst; die Staatsdiener zu den 
unbedingt gehorsampflichtigen Werkzeugen der Fürsten. Ihre 
Lage war nicht blos darin eine ganz prekäre, dass man Dienst- 
stellen und Gehalte nach Willkühr zutheilte und entzog, sondern 
auch dadurch, dass ihre ökonomische Lage nach wenig entspre- 
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chenden Normen und zum Theil in unbilligem Maassstab bestimmt 
war, wohin besonders auch das althergebrachte verwerfliche 
System der Verweisung derselben auf Nebengebühren und den 
der Bestechlichkeit sehr nahe führenden Emolumenten- und Ge- 
schenkbezug gehörte. So wurde ihr Verhältniss gegenüber von 
den Fürsten ein fast rechtloses, ihre Stellung gegen das Volk 
eine bald durch Willkühr und Bedrückungen gehässige, bald durch 
Tergiversationen oder gar Trug herabgewürdigte. 

Die constitutionelle Periode in Deutschland brachte auch für 
den Staatsdienst und den Staatsdienerstand wesentlich neue Grund- 
sätze und Zustände. Schon vor wirklicher Begründung der Consti- 
tutionen wurden von mehreren Regierungen durchgreifende Maass- 
regeln zu Beseitigung der angeführten Missstände ergriffen und 
man sah den Gegenstand für so wichtig an, dass ihm in vielen der 
sofort zu Stand gekommenen Grundgesetze eigene Bestimmungen 
gewidmet wurden, wobei nicht blos das Verhältniss der Staats- 
diener gegenüber von der Staatsverfassung und Verwaltung, 
sondern auch ihre persönliche Stellung in das Auge gefasst und 
besonders auf Sicherstellung derselben gegen die Einwirkungen 
des Absolutismus, also besonders bezüglich ihrer Entlassbarkeit 
Bedacht genommen wurde. Diese Bestimmungen erhielten in den 
meisten Staaten durch besondere Gesetze und Verordnungen — 
Dienst- Pragmatiken, Diener -Edikte — eine weitere Entwicklung. 
Hiebei wurden die Verhältnisse meist in einer für den Stand der 
Staatsdiener sehr günstigen Weise geordnet; nicht überall war 
hiemit gleich gut gesorgt für die Interessen des Staats und des 
Volks. Eine feste Begründung der Stellung der Diener, ohne 
dass hiemit umfassende und strenge Normen verbunden werden, 
wodurch es möglich wird, unbrauchbare oder pflichtvergessene 
Individuen zu beseitigen, wird leicht zur grossen Last sowohl 
bezüglich des Dienstes, als bezüglich der ökonomischen Folgen; 
ersteres, weil es nicht leicht möglich wird, einer schlechten 
Dienstführung mit einfachen Repressiv - Maassregeln entgegenzu- 
treten und ein förmliches gerichtliches Verfahren nur seilen von 
Erfolg ist; letzteres, weil der Staatsgewalt am Ende kein Mittel 
übrig bleibt, als schlechte Diener durch Quiescirung und Pensio- 
nirung zu entfernen. Dieses Missverhältniss gelangte natürlich 
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bald zum Bewusstsein des Volks. Hiebei blieb jedoch die öffent- 
liche Meinung nicht stehen, sondern dieselbe entwickelte sich am 
Ende zu einer gehässigen Auffassung der Rechte der Staatsdiener 
als blosser Privilegien. 

Aber auch von einer andern Seite aus wurde das con- 
stitutionelle Leben von Einfluss auf die Stellung der Staats- 
diener. Für's Erste blieb natürlich die Einwirkung derselben 
auf die Wahlen zu den Volkskammern nicht lange aus. Wenn 
man auch darüber kein Bedenken hat, ob eine solche Einwir- 
kung unter den Verhältnissen und bei den Wahlsystemen, wie 
sie in den verschiedenen kleinen Staaten bestanden, zu recht- 
fertigen gewesen sei, und ob dieselbe, so wie sie in vielen 
Ländern, besonders von Seiten der untern Agenten, betrieben 
wurde, nicht einen politischen Fehler bildete, so ist doch so viel 
gewiss, dass die Stellung der Staatsdiener gegen das Volk hie- 
durch eine verkehrte wurde. Eine weitere Folge der Verfas- 
sungs-Zustände war, dass die Staatsdiener auch durch ihre bald 
sehr allgemein und zudringlich' gewordene Candidatur zu den 
Volkskammern in eine ganz verfehlte Stellung kamen. Wir se- 
hen hier ganz von der verwerflichen Art ab, wie diese Candi- 
datur häufig von oben durchzusetzen gesucht wurde, und erin- 
nern nur an die vielfachen Erfahrungen, dass sich die Regie- 
rungen der Unterstützung der Staatsdiener in den Volkskammern 
im Uebermaass bedienten und in eine auch noch so ruhige Op- 
position derselben nicht gut zu finden wussten, die Staatsdiener 
aber den rechten Weg so wenig zu treffen vermochten, dass 
das Volk sich am Ende ziemlich allgemein dahin neigte, ihr op- 
positionelles Auftreten als eine Comödie, ihre Unterstützung der 
Regierungen als eine durch Furcht und Eigennutz geleitete Un- 
terwürfigkeit anzusehen. 

Ausserdem wurden aber die Staatsdiener in dieser Periode 
in die allgemeinen Missstände in einer Weise verwickelt, welche 
ihre Stellung nach allen Seiten hin verrückte. Die Sünden der 
Zeit, Ehrgeiz, Genusssucht und Geldgier blieben natürlich auch 
diesem Stande nicht fremd und führten vielfach Ueberspannung 
seiner Ansprüche einerseits und Schlaffheit in Erfüllung der an 
ihn gemachten Anforderungen andererseits herbei. Es zeigte 
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sich auf der einen Seite eine bedauerliche Hinneigung der Staats- 
diener, durch unbedingte Hingebung und einen oft nicht verlang- 
ten übertriebenen Eifer gegenüber von den Schritten und Ab- 
sichten der Machthaber sich geltend zu machen, was besonders 
in politischer Beziehung, z. B. bei Pressfragen, politischen Pro- 
zessen u. s. w. von nachtheiligem Einfluss wurde; andererseits 
konnte es nicht ausbleiben, dass nach und nach die neuen po- 
litischen Dogmen und Theorieen auch bei den Staatsdienern, be- 
sonders den jungem, theils im Weg der wirklichen Ueberzeu- 
gung, theils als Vehikel für die verschiedenen Tendenzen Ein- 
gang fanden und sich hiedurch ein Abstand zwischen dem Syste m 
der Regierungen und dem Auftreten ihrer Agenten bildete, wel- 
cher mindestens verwirrend und schwächend wirken musste. 

Die natürlichen Folgen von AH' diesem waren: auf Seiten 
der Staatsdiener vielfach Uebermuth oder Unzufriedenheit mit 
ihrer Lage und dem Gang der Dinge überhaupt, — auf Seiten 
des Volks Gereiztheit und Missachtung gegen den Stand der 
Staatsdiener — auf Seiten der Regierungen verkehrte Maass- 
regeln und Versuche, die ihnen aus den geschilderten Missver- 
hältnissen erwachsenden Verlegenheiten und Hemmnisse auf in- 
directem Wege zu beseitigen. Der krankhafte Zustand des Staats- 
dienstwesens kam in einzelnen Ständeversammlungen ([besonders 
der Badischen), sowie durch die Presse (vergl. den Artikel im 
Staats-Lexicon von Welcker Bd. XIV. S. 727 ff.) zur lebhaften 
Erörterung. Allein es waren immer nur einzelne Seiten, welche, 
wie diess gerade die besondern Verhältnisse mit sich brachten, 
aufgefasst wurden, und es erging hier, wie bei so manchen an- 
dern Fragen — man brachte es zu nichts, weil man sich zu 
sehr vor jedem Fundamental - Angriff scheute. Eine Ausnahme 
hievon machte an dem Schluss dieser Periode Preussen durch 
die Gesetze vom 29. März 1844, welche freilich besser unter- 
blieben wäre, sei es auch nur wegen des Wagnisses, den Grund- 
satz der Unentlassbarkeit und der Unabhängigkeit des Richter- 
Personals mit einem Federstrich zu vernichten. 

Diess war die Lage der Dinge, als die März-Revolution herein- 
brach. Diese Bewegung musste schon ihrer Natur nach eine ihrer 
Hauptschneideu gegen den Stand der Stäätsdiener richten; besonders 
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war diess aber in dem Umstand begründet, dass in den kleineren 
Staaten, wie schon oben berührt, derselbe gegenüber von dem 
Volk in ein entschiedenes Missverhältniss gekommen war. Es 
war hiebei durchaus nicht blos die Parthie der Bewegung thätig, 
sondern es äusserte sich besonders die Missstimmung über den 
für die Staatsdiener zu machenden Aufwand, vorzüglich die frei- 
lich in manchen Ländern gar zu hoch gesteigerte Pensionslast 
als eine sehr allgemeine, selbst unter den ruhigsten Klassen der 
Bevölkerung tief einschneidende. Das Verhalten der Staatsdiener 
selbst dagegen war grossentheils ein ganz verfehltes. Ein Theil 
derselben schloss sich dem Kampf gegen die bestehende Staats- 
ordnung mit einer Thätigkeit an, welche unter den sonst besten 
Voraussetzungen einen absoluten Widerspruch mit seinen Ver- 
pflichtungen bilden musste, den nur wenige Ehrenmänner durch 
ihren Austritt aus dem Staatsdienst ausglichen; ein anderer Theil 
kehrte dem Angriff und der Gefahr feig den Rücken und gab 
die Sache seiner Ueberzeugung und seiner Pflicht, ohne nur ei- 
nigen Widerstand zu versuchen, Preis. So war die Nothwen- 
digkeit von Reformen im Staatsdienstwesen eben so dringend 
geworden, als am Schluss der Periode des absolutistischen Re- 
gierungs-Systems. Die deutschen Grundrechte beschränkten sich 
darauf, den bereits fast allgemein bestehenden Grundsatz der 
Unantastbarkeil der rechtlichen Stellung des Richterstands in prä- 
ciser Formulirung zu bestätigen und noch etwas weiter auszu- 
dehnen; über die Verhältnisse der übrigen Staatsdiener wurde 
nichts bestimmt. Man ging hiebei wohl zunächst davon aus, dass 
die gleichzeitig erfolgte Aufhebung der Verwaltungs - Justiz und 
der Strafgerichtsbarkeit der Polizei weitere Garantieen gegenüber 
von den Volksrechten überflüssig mache. Wirklich wird auch 
kein künftiger Reichs- oder Volks -Tag weiter gehen können, 
da es offenbar nicht angeht, die Verhältnisse des Staatsdienstes 
überhaupt durch allgemeine Bestimmungen zu versteinern. 

Es bleibt also die Aufgabe der besondern Gesetz- 
gebung und Staatsführung in den einzelnen deutschen 
Ländern, einen Gegenstand, welcher so tief in das staatliche 
Leben eingreift, den neuen Zuständen entsprechend zu ordnen. 
Die erste Rücksicht hiebei muss bilden, dass dem Staatsdiener- 
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stand von Seiten seiner intelligenten Eigenschallen ein entschie- 
denes Uebergewicht verschafft werde, da hievon — neben den 
betheiligten materiellen Interessen — nach den dermaligen Ver- 
hältnissen auch die Haltbarkeit seiner politischen Stellung wesent- 
lich abhängig ist. Diess kann nicht dadurch blos geschehen, 
dass derselbe in Fachkenntnissen sich auszeichne, er muss über- 
haupt eine personificirte Intelligenz bilden, welche in Allem, wo 
die Angelegenheiten Einzelner oder des Volks berührt werden, 
sich der verschiedenen Beziehungen und Bedürfnisse zu bemäch- 
tigen vermag. Der zweite Theil der Aufgabe besteht darin, die 
Verhältnisse des Staatsdienstes und Staatsdienerstands in recht- 
licher und politischer Beziehung so zu ordnen, dass dieselben 
mit den jetzigen staatlichen Zuständen wieder möglichst in Ein- 
klang gebracht und die Missverhältnisse, welche Zeit und Um- 
stände in die Stellung der Staatsdiener zum Volk und zum Theil 
zu den Staats -Regierungen selbst gebracht haben, ausgeglichen 
werden. 

In dem Grossherzogthum Baden ist die vorsiehende Aufgabe 
für so dringend erkannt worden, dass sie nach der Ankündigung 
der Thronrede eines der ersten Tagwerke der wiedergebornen 
Legislatur bilden soll. Ob hiebei blos der durch traurige Er- 
eignisse vorherrschend gewordene politische Gesichtspunkt in 
mehr oder weniger einseitiger Richtung verfolgt, oder das Werk 
in seinen tieferen Grundlagen erfasst und angegriffen werden 
wird, muss die nächste Zukunft lehren. Wir würden ersteres 
sehr bedauern, da wir überzeugt sind, dass Palliative in der 
Sache mehr verderben, als gut machen werden. 

I. Die erste Bedingung einer guten Organisa- 
tion des Staatsdienst-Wesens ist darin gelegen, 
dass der Staat über die erforderliche Zahl gehörig 
ausgebildeter Dienst-Candidaten verfügen könne. 

In früheren Zeiten war das Erforderniss einer vollendeten 
Ausbildung zum Staatsdienst weit weniger dringend, als diess jetzt 
der Fall ist, nicht blos um desswillen, weil alle Aufgaben des 
Staats und des Staatsdiensts viel umfangreicher, verwickelter und 
schwieriger geworden sind, sondern auch und vorzüglich wegen 
der durch die Bildungs- und sonstigen Zustände des Volks be- 
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deutend gesteigerten Anforderungen. In grösseren und beson- 
ders reicheren Ländern ergibt sich die Erfüllung der in der 
fraglichen Beziehung zu machenden Ansprüche grossentheils von 
selbst; in kleineren aber, wo das Staatsleben in. fast allen Be- 
ziehungen nur ein treibhausartiges Bestehen hat, bildet es eine 
Aufgabe des Staats selbst, für eine planmässige Heranbildung 
seiner Dienst-Candidaten zu sorgen, wobei es jedoch damit, dass 
gerade ungefähr der erforderliche Bedarf zu Gebot, steht, noch 
keineswegs gethan ist, da Concurrenz und Auswahl unumgäng- 
liche Bedingungen einer gehörigen Versorgung des Bedürfnisses 
sind. Diese Aufgabe ist natürlich um so schwieriger, je kleiner 
das betreuende Land und je beschränkter seine Verhältnisse sind, 
und es ist daher gerade für die Kleinstaaten von der höchsten 
Wichtigkeit, hiebei die richtigen Wege und Mittel zu finden. Es 
ist unbestreitbar, dass man sich in den letzten Jahrzehenten in 
Deutschland der. Aufgabe selbst bewusst wurde und auch ernst- 
liche Schritte zu ihrer Lösung geschahen und dass auch in den 
meisten, und zwar oft gerade in den kleineren Staaten vorzugs- 
weise günstige Resultate erreicht wurden. Allein wenn man auch 
zugeben wollte, dass hiebei überall das Mögliche erreicht, dass 
insbesondere der rechte Weg eingeschlagen worden sei, um 
nachhaltige Erfolge zu sichern, so ist doch jedenfalls das ge- 
wiss, dass in einer Zeit, wo eine mächtige Bewegung das ganze 
Treiben der Menschen und insbesondere das staatliche Leben 
ergrifTen hat, und die eingreifendsten Veränderungen theils be- 
reits eingetreten sind, theils in Aussicht stehen, sich auch in 
der fraglichen Beziehung neue Rücksichten und Bedürfnisse gel- 
tend machen. 

Im Allgemeinen haben sich die Bemühungen und Schritte 
der Staatsregierungen vorzüglich auf Erweiterung und Vervoll- 
kommnung der Bildungsmittel gerichtet; zugleich wurden aber 
auch verschiedene Anordnungen und Einrichtungen getroffen, 
welche dem Staat die gehörige Qualifikation se iner Dienst-Candi- 
daten und die Ermöglichung einer richtigen Wahl derselben 
sichern sollten. 

Für die Ausbildung zum Rechtsfach war am wenigsten zu 
thun; das Rechtsstudium war seit alter Zeit gleichsam zu einem 
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allgemeinen Bildungsfach geworden; es war so organisirt, dass 
es für den künftig regierenden Fürsten, wie für den künftigen 
Gerichts - oder Polizei - Schreiber gleich dienlich erachtet wurde, 
dass Justiz-, Regiminal-, Finanz-Beamte, die Diplomaten, ja selbst 
Mitglieder der Kirchen- und Schulbehörden , Sanitäts - Collegien 
u. s. w. aus der Schule des Rechtsstudiums hervorgingen. Die 
Folge dieser gar zu weit getriebenen Werthsschätzung der Rechts- 
wissenschaft war dann freilich die, dass in manchen Staaten für 
einzelne Fächer weder das fragliche Universal-Studium, noch ein 
anderes höheres Studium betrieben wurde, sondern für solche 
eine rein empirische Ausbildung bei den betreffenden Aemtern 
und Behörden — mit Abschreiben und Handlangersdiensten be- 
ginnend und bis zu den obersten Functionen fortgesetzt — an 
die Stelle eines wissenschaftlichen Bildungsgangs trat. Dieses 
in manchen Ländern unter dem bezeichnenden Namen Schreiber- 
wesen bekannte Institut (welches, beiläufig bemerkt, von der in 
England bestehenden empirischen Schule wesentlich verschieden 
ist) lieferte besonders für das Regiminal- und Cameralfach die 
Dienst-Candidaten, wucherte aber auch in das Rechtsfach hinein, 
indem blos ein paar Universitäts-Studienjahre auf die empirische 
Bahn gepfropft wurden. Es hatte nur eine gute Seite, dass 
hiedurch hie und da ausgezeichnete Talente und fleissige Auto- 
didakten in den Staatsdienst gebracht wurden, welche vielleicht 
sonst untergegangen wären; dagegen waren die Nachtheile, 
welche dasselbe in Folge einer solchen Vernichtung eines hohem 
wissenschaftlichen Treibens für den Staatsdienst im Allgemeinen 
brachte, tief einschneidend. Die auch auf die kleineren Univer- 
sitäten ausgedehnte Errichtung von staatswissenschaftlichen und 
besonders staatswirthschaftlichen Lehrstühlen und Facultäten war 
ein bedeutender Schritt zur Abhülfe. Was sonst für Universi- 
täten, Gymnasien und Lyceen geschah, war — obgleich nicht 
gerade ausschliesslich für die specielle Bildung zum Staatsdienst 
bestimmt, doch von wesentlicher Einwirkung hierauf. Für die- 
jenigen Fächer, welche technische Kenntnisse erfordern, be- 
standen früher in vielen deutschen Ländern gar keine, in 
andern höchst dürftige Anstalten und Einrichtungen. Hiefür 
wurden in der neuen Zeit um so ernstlichere Schritte gethan, 
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als hiezu auch die Bedürfnisse und Anforderungen der industriel- 
len Volksklassen drängten. Hieh,er gehören die errichteten Real- 
Anstalten, polytechnischen Institute, Forst - Academieen u. dergl. 
Noch mannichfacher und umfassender — weil wohlfeiler — waren 
die Anordnungen zu Herstellung von Garantieen für gehörige 
Qualifikation der Dienst - Candidaten , welche sich an die zu He- 
bung des Unterrichts gemachten Anstrengungen anreihten. Es 
wurden Studienplane vorgeschrieben, welche zum Theil sehr 
entschiedene Anforderungen stellten; es wurde nicht blos der 
Eintritt in den Staatsdienst, sondern sogar schon die Benützung 
der öffentlichen Anstalten, insbesondere der Universitäten, von 
Prüfungen abhängig gemacht, ferner wurden in manchen Ländern 
die früher nur nach den Umständen und nach freier Wahl be- 
standenen praktischen Uebungs- und Probe -Dienste der Staats- 
dienst-Aspiranten zu einer regelmässigen Bedingung der Anstel- 
lungsfähigkeit erhoben und unter feste Normen gebracht; end- 
lich wurde die selbst in einzelne Grundgesetze übergegangene 
Bestimmung getroffen, dass die Staatsdienst - Stellen nur nach 
vorgängiger Begutachtung der sämmtlichen Bewerber durch die 
betreffenden Staatsbehörden besetzt werden sollen. Von einer 
Kritik der in Vorstehendem berührten Maassregeln im Einzelnen 
kann hier nicht die Rede werden; dagegen soll es versucht 
werden, durch einige allgemeine Betrachtungen und 
Abstractionen eine Grundlage für die Richtung, 
welche künftig zu nehmen seyn dürfte, aufzufinden. 

Was die Ausbildung zum Staatsdienst betrifft, so 
haben wir zunächst einige leitende Grundsätze zu ent- 
wickeln, von welchen hiebei auszugehen ist. 

Vor Allem ist wohl zu beachten, dass die höhere Ausbil- 
dung ihr Gedeihen unter dem Einfluss von Zwangsinstitutionen der 
Regel nach nicht findet. Zwar liegen Beispiele von Ausnahmen 
vor, welche glänzende Erfolge nachweisen. Allein es sind solche 
Erfahrungen nur bei Anstalten gemacht worden, welche den 
Zwang mit einer Consequenz und Energie , und zugleich mit 
einem Verstand und Geschick durchführten, die geeignet waren, 
die in dem innern Widerspruch einer Zwangsbildung gelegenen 
Missstände zu paralysiren, aber nicht immer zu finden sind. Wir 
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erinnern hier an die in ganz Deutschland bekannt gewordene 
Carls - Academie in Württemberg. Der Grundsatz der Freiheit 
in der höhern Ausbildung hat nur die einzige Modification, dass 
der Staat seine Anforderungen an die endlichen Resultate der- 
selben im Allgemeinen feststellt; alles Weitere muss er lediglich 
durch eine mit rücksichtsloser und unwandelbarer Consequenz 
sanctionirte Bevorzugung der höhern Intelligenz erreichen. Bei 
seinen Anforderungen selbst aber muss er neben der allerdings 
immerhin erforderlichen Bestimmung eines gewissen Grads der 
Ausbildung in Fachkenntnissen das gehörig entwickelte Talent 
obenan stellen, und die zweite Stufe der allgemeinen wissenschaft- 
lichen Bildung einräumen. Geschieht diess nicht, wird vielmehr 
von der Forderung einer möglichst gesteigerten Fachbildung 
ausgegangen, so kann die Rückwirkung auf 'die geistige Ent- 
wicklung und die allgemeine wissenschaftliche Ausbildung kaum 
ausbleiben. Man muss sich hier die Dürftigkeit der zu Gebot 
stehenden allgemeinen und individuellen Hülfsmittel, die Eile bei 
deren Benützung und alle die mancherlei Hemmnisse und Ver- 
kehrtheiten, welche in den Einrichtungen der Kleinstaaten liegen, 
vor Augen halten, um sich zu überzeugen, wie schnell sich die 
Mensuren des geistigen und wissenschaftlichen Treibens veren- 
gern, wenn der lebendige Entwicklungskeim erstickt oder we- 
nigstens nicht zur vollen Lebenskraft gelangt ist. 

Die Folgen eines solchen zusammengeschrumpften Zustands 
in der geistigen und wissenschaftlichen Entwicklung äussern sich 
zunächst in Beziehung auf die Fachbildung selbst, welche hiebei 
nicht weit über die Gränzen der mechanischen Einschulung zu 
bringen ist; die Anwendung der Fachkenntnisse sinkt zum ge- 
meinen Handwerksbetrieb herab; für die höhern Aufgaben fehlt 
es überall an dem rechten Takt und dem rechten Ton. In letz- 
terer Hinsicht darf man nur an die in dem grössten Theil der 
kleineren deutschen Staaten zu Tag gekommene Unbehülflichkeit 
im Gesetzgebungswerk erinnern, welche sich nicht blos dadurch 
erprobte, dass oft selbst das Dringendste und Einfachste gar nicht 
zu Stande gebracht wurde, sondern dass auch das zu Stande 
Gebrachte so vielfach selbst diejenigen Forderungen unbefriedigt 
liess, welche abgesehen von den politischen Voraussetzungen 
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gestellt werden konnten, wie z. B. Klarheit, Einfachheit, Zusam- 
menhang. 

Uniäugbar sind uns die Franzosen und Engländer in den 
meisten Aufgaben des Staatsdiensts weit voraus; bestritten ist 
freilich, ob sie es in Folge einer grössern Verbreitung und Viel- 
seitigkeit der allgemeinen wissenschaftlichen Ausbildung sind; so 
viel ist gewiss, dass die Engländer ihren Vorsprung nicht den 
Fachstudien verdanken, da sie diese bekanntlich gar nicht in un- 
serer Weise betreiben. Wie es sich nun aber auch hiemit ver- 
halten mag, so können hier jedenfalls keine Parallelen entschei- 
dend werden. Eine grosse Nation hat immer so viele Intelligen- 
zen ersten Rangs, welche von Einfluss auf alle Lebensbewegungen 
des Staats und des Volks werden, und alle ihre Einrichtungen 
und Anstalten sind so grossartig und wirken so nach allen Seiten 
hin, dass hiedurch unendlich viel ersetzt wird, was kleinere 
Staaten durch eine Steigerung aller Kräfte bewerkstelligen müs- 
sen. Man erinnere sich an die französische Academie, welche 
in Sachen der Wissenschaft und ihrer Anwendung für das 
Leben so zu sagen für Alle denkt, spricht und handelt und so, 
theils sichtbar, theils unsichtbar auf den Gang der Dinge ein- 
wirkt; man bedenke, wie vifel in einem grösseren Kreis durch 
Anschauung und lebendige Mittheilung erreicht wird, was in dem 
kleineren nur durch wissenschaftliche Ausbildung errungen wer- 
den kann. 

Ganz irrig ist die häufig gehörte Behauptung, dass die all- 
gemeinen wissenschaftlichen Studien eine gewisse Schwerfällig- 
keit und Unbehülflichkeit für den praktischen Dienst geben. Diese 
Eigenschaften treten nur als Folgen entweder eines sehr mittel- 
mässigen, nur halb ausgebildeten Talents oder einer einseitigen 
Richtung in der Ausbildung hervor und es haben die Deutschen 
die ihnen in dieser Beziehung so oft gemachten Vorwürfe ge- 
wiss vorzüglich dem Umstand zu verdanken, dass sie es sich 
gewöhnlich zur Lebensaufgabe setzen, entweder Philologen, oder 
Mathematiker, oder Theologen, oder Juristen oder sonst etwas 
— ausschliesslich zu seyn. 

Werfen wir einen Blick auf den Werth und Betrieb 
der einzelnen Bildungsfächer. 
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Die Fachstudien selbst sind ihrer Natur nach nicht geeignet, 
flir sich auf eine höhere Bildungsstufe zu führen. Man hat diess 
zwar schon öfters von dem Rechtsstudium behaupten wollen; 
allein so viel ist gewiss, dass dieses Studium weder durch ein 
ausgezeichnetes Talent bedingt ist, noch dass ein mittleres Talent 
durch dasselbe besonders gehoben wird, sonst würde man nicht 
täglich die Erfahrung machen, dass sehr mittelmässige Köpfe 
recht gute Juristen sind. Das allein ist an der Behauptung wahr, 
dass die Rechtswissenschaft eine philosophische Seite hat, von 
welcher aus ihrem Studium unter gewissen Voraussetzungen eine 
höhere Ausbildung abgewonnen werden kann. Die Staats- und 
Cameral-Wissenschaften sollen zwar nach ihren Zielpunkten vor- 
zugsweise auf eine vielseitigere Ausbildung gerichtet seyn : allein 
sie bilden nur die Spitze eines Baus, welcher auf fremden Fun- 
damenten ruht. Man sucht zwar den Bildungsplan für dieselben 
durch mancherlei Nebenstudien, so insbesondere aus dem Rechts- 
fach, aus den Naturwissenschaften , aus den technischen Fachern 
aufzubessern; allein man hört häufig darüber klagen, dass der 
Erfolg hievon an dem Mangel der vorauszusetzenden Vorbildung 
scheitere, der klarste Beweis, dass man sich in einem Cirkel 
bewegt, wenn man dem Studium jener Wissenschaften eine un- 
serem Postulat entsprechende selbstständige Bildungskraft zu- 
schreibt. Die technische Berufsbildung ist in den kleineren Staaten 
noch so sehr im Stande der Kindheit, dass man nicht einmal eine 
allgemeine Characteristik für dieselbe aufzustellen . vermag. Die 
hiefür bestehenden Anstalten sind — die hie und da vorzufin- 
denden Ausnahmen ausgezeichneter Leistungen für einzelne Fächer 
abgerechnet — nichts weiter, als Mittelschulen für Bau-, Ma- 
schinen-, Kunst- und gemeine Werkstätten, Handels- und Ge- 
werb -Hallen und etwa noch Seminarien für Real - Schullehrer, 
häufig in plan- und zusammenhangloser Construction. Wenn man 
sich aber auch die technischen Studien aufs besste organisirt 
denkt, so werden sie doch ihrer Natur nach immer nur eine sehr 
einseitige Ausbildung gewähren. 

Es kommt daher Alles darauf an, dass den Fachstudien eine 
möglichst breite und tiefe Grundlage durch die allgemeinen wis- 
senschaftlichen Studien gegeben werde. 

ZeiUchr. für Staatsw. 1830. 4s Hett. 40 
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Dass hiebei die classischen Studien obenan stehen, ist an sich 
nicht bestritten, allein höchst verkehrt ist, wenn man aus denselben, 
wie so häufig geschieht, ein blosses Schulfach macht, indem man 
statt einer möglichst ausgedehnten Leetüre der Classiker und statt 
einer vorzugsweisen Ausbeute ihres Inhalts die grammalische und 
kritische Behandlung und die Gewandtheit , sich in den Sprachen 
der Alten auszudrücken, zu den wesentlichen Zielpunkten der 
fraglichen Studien erhebt, während sie für die Staatsdiener — das 
Lehrfach ausgenommen — blos als Mittel zum Zweck dienlich wer- 
den können. Diese Richtung stammt aus einer Zeit , wo fast alle 
Hülfswerke und gelehrte Schriften in den alten Sprachen ge- 
schrieben wurden und dieselben bei den damals üblichen öffent- 
lichen Acten, Reden, Disputationen u. s. w. die Muttersprache 
vertraten, wo sie gewissermassen die Verbindung zwischen den 
verschiedenen deutschen und ausserdeutschen Nationen vermittelten. 
Nachdem diess Alles anders geworden, nachdem so viele neue 
Anforderungen an die Dienst -Candidaten hinzugekommen sind, 
welche Zeit und Kraft in einem kaum zu befriedigenden Maass 
in Anspruch nehmen, muss auch jener Weg verlassen werden. 

Als weitere allgemeine Bildungsfächer für den künftigen 
Staatsdiener galten Geschichte und Philosophie von jeher; dass 
sie aber als Hauptfächer anerkannt und betrieben worden wären, 
wird sich nicht behaupten lassen. Sie in dieses Recht einzu- 
setzen, ist durch unsere Zeit, welche in staatlichen Einrichtungen 
keinen Stein auf dem andern belassen will, und durch Gesetze und 
andere von der Erfahrung und Vernunft an die Hand zu gebende 
Maassregeln neue Zustände begründen soll , dringend geboten. 

Am schlimmsten sind bisher wohl in dem grössten Theil 
Deutschlands die mathematischen Studien weggekommen. Man 
erkannte den formellen Bildungswerth derselben zwar an, glaubte 
aber, dass derselbe in anderer Weise gar wohl zu ersetzen sei, 
hatte dabei die wunderliche Ansicht, dass eine Art eigenthüm- 
licher Natur und Liebhaberei dazu gehöre und sah dieselben in 
materieller Beziehung für die Staatsdiener, mit einziger Ausnahme 
der zu den wenigen im Staatsdienst vorkommenden technischen 
Functionen nöthigen, als wahre Allotria an. Die Meinung, 
dass der formelle Nutzen durch andere Bildungsmittel zu ersetzen 
sei, konnte blos dadurch aufkommen, dass der grösste Theil der 
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Staatsdiener — wenigstens in vielen Ländern — gar nicht so weit 
in die mathematischen Wissenschaften eingedrungen ist, um ihre 
Beziehungen zu begreifen. Wirklich hat auch die Mathematik 
das Eigene, dass man auf den ersten Stufen des Wissens ihrer 
Bedeutung weniger auf den Grund zn blicken vermag, als bei 
irgend einer andern Wissenschaft; vielleicht könnten und sollten 
auch die Lehrer der Mathematik sich etwas mehr dem Tross 
der Schüler accommodiren. Allein immerhin ist es nicht zu recht- 
fertigen, und gewiss ein Hauptgrund unseres Zurückstehens ge- 
gen andere Nationen, dass man bisher so wenig Gewicht auf 
die mathematischen Studien legte. Man wusste längst recht wohl, 
dass dem Juristen Rechtssachen genug aufstossen, deren Ver- 
handlung und Entscheidung mathematische Kenntnisse mehr oder 
weniger nöthig macht, dass dem Cameralisten solche noch weit 
nöthiger sind. Allein man tröstet sich mit der Hülfe von Ex- 
perten, ohne sich ein Bedenken darüber zu machen, ob eine 
vernünftige Behandlung einer Sache bei einer solchen Tren- 
nung der Auffassung und Beurtheilung eng zusammenhän- 
gender Elemente und Fragen möglich sei; man bedient sich 
der von Experten hingestellten allgemeinen Formeln und Be- 
rechnungen nach rein mechanischen Manipulationen, ohne die 
Begründung derselben zu kennen und zu verstehen und ohne 
sich viel zu bekümmern, ob die Formeln und Manipulationen 
überall den gegebenen besondern Verhältnissen entsprechen. So 
bestehen, um nur ein Beispiel anzuführen, für die Transport- 
Tarife im Post- und Eisenbahnwesen algebraische Formeln, wo- 
nach die Gebühren in einem, die Momente des Gewichts, Raum- 
bedarfs, Werths und der Entfernung umfassenden Maassstab nach 
gewissen Proportionen, mit Rücksicht auf die Tarife anderer 
Länder und andere derartige eingreifende Verhältnisse bestimmt 
werden können. Wie viele Post- und Eisenbahn - Beamte mag 
es wohl geben, welche solcher Formeln mächtig sind? 

Die lebenden Sprachen sind bekanntlich früher besonders 
von den Candidaten des Staatsdiensts sehr selten betrieben wor- 
den. Diess ist nun zwar seit längerer Zeit mit der französischen 
Sprache ein anderes geworden; das Studium der englischen 
Sprache gehört noch immer zu den Ausnahmen. So weit aber 

40* 
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auch diese Sprachen in den Bildungs - Plan aufgenommen sind, 
geht man gewöhnlich von der ganz verfehlten Richtung aus, als 
ob es sich blos darum handelte, sich bei einer etwaigen Flug- 
Reise durch die bezüglichen Länder gut auf der grossen Land- 
strasse fortzubringen und etwa einen französischen und englischen 
Roman, ein Tagblatt u. dgl. lesen zu können, während die Haupt- 
sache in gehöriger Benützung der grossen Fachwerke und Fach- 
Journale der beiden Nationen bestünde. Auch besteht noch immer 
in den meisten Landern die verkehrte Weise, dass man, statt 
naturgemäss mit dem Unterricht der lebenden Sprachen zu be- 
ginnen, lallenden Schülern todte Sprachen und Grammatiken ein- 
trichtern zu müssen glaubt. 

Wirft man einen Blick auf die Liste der in Vorstehendem 
berührten allgemeinen Fächer des Wissens, zu welchen noch 
manche andere zwar minder umfassende, aber gleichfalls für 
eine höhere Ausbildung unentbehrliche kommen, und nimmt man 
hiezu die Erfordernisse der Fachbildung für die verschiedenen 
Zweige des Staatsdiensts, und bemisst die den kleineren Staaten 
für AU' dieses zu Gebot stehenden Mittel und Kräfte, so er- 
schrickt man über die Grösse der Aufgabe und wirklich wird 
eine entsprechende Durchführung derselben künftig nur dadurch 
möglich werden, dass man auf Einrichtungen denkt, 
welche besser als die bisherigen darauf berechnet 
sind, die verschiedenen Zwecke durch möglichste 
Einigung und gegenseitiges Eingreifen aller Kräfte 
und Mittel zu erreichen. 

Man muss vor Allem den innern Einheitspunkt erkennen, 
auf welchem jede Art von Ausbildung beruht. So verschieden- 
artig auch die Ansprüche sind, welche der höhere Staatsdienst 
in seinen verschiedenen Richtungen macht, so treffen sie doch 
alle darin zusammen, dass eine entsprechende Erfüllung dersel- 
ben vorzüglich durch eine gehörige Entwicklung der Geistes- 
kräfte überhaupt bedingt ist. Diese Entwicklung aber ist vor- 
züglich von der allgemeinen wissenschaftlichen Ausbildung ab- 
hängig, und überdiess führen die Aufgaben des höheren Staats- 
diensts alle mehr oder weniger auf die Elemente des menschlichen 
Wissens zurück. Es ist daher nichts verkehrter, als die Ansicht, 
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dass die Ausbildung zum höhern Staatsdienst in ihren Grundlagen 
eine wesentlich verschiedene seyn könne und müsse und die 
hieraus fliessende Zersplitterung und Zerklüftung des ganzen Un- 
terrichts- und Bildungswesens. Geht man von jenem Einheits- 
punkt der allgemein-geistigen und wissenschaftlichen Ausbildung 
aus, und setzt auch die Fachstudien selbst in ihre wahre Bedeu- 
tung einer ebenfalls geistigen und wissenschaftlichen Bildungs- 
schule — von der allgemeinen sich blos durch die Richtung auf 
die speciellen Aufgaben unterscheidend — ein, statt jeden Schritt 
der Ausbildung nach dem muthmasslichen künftigen Hausbedarf 
zu berechnen und in dieser beschränkten Richtung zu steigern 
zu suchen, so wird man einestheils besser mit Zeit und Kräften 
ausreichen, anderntheils für den eigentlichen Endzweck bessere 
Resultate erzielen. 

Die Idee der universitas litterarum, welcher die deutschen 
Universitäten den Namen und in der That auch ihre Erfolge zu 
danken haben, muss auch über die eigentlichen Fachstudien 
hinaus erstreckt und zur Grundlage des ganzen höhern Unter- 
richts werden. Was die allgemeine Bildungsschule in Beziehung 
auf die Aufgaben der Fachstudien zu wirken vermag, dafür lie- 
gen praktische Belege genug vor. In früheren Zeiten kam es 
häufig vor, dass Männer, welche eine höhere Stufe in jener all- 
gemeinen Bildungsschule erreicht hatten, in kürzester Zeit irgend 
ein Fachstudium durchmachten und sofort in den verschiedensten 
Zweigen des öffentlichen Dienstes — als Richter, Staatsmänner, 
selbst auf Lehrstühlen mit dem ausgezeichnetsten Erfolg auftraten. 
Aehnliche Resultate gewährten in neueren Zeiten die Erfahrun- 
gen des parlamentarischen Lebens, wo man häufig Männer fand, 
welche es mit Hülfe einer ausgezeichneten allgemeinen Bildung 
dahin gebracht hatten, dass sie sich in ihnen ursprünglich ganz 
fremden Gegenständen des öffentlichen Dienstes mit Sicherheit 
zu bewegen vermochten. Auch im technischen Fach, wo der 
Grundsatz der Nothwendigkeit und des Werths einer allgemein 
wissenschaftlichen Ausbildung bis jetzt am wenigsten Anerkennt- 
niss gefunden hat, muss derselbe Geltung erhalten, wenn den 
gesteigerten Ansprüchen unserer Zeit Genüge geschehen soll. 
Dass der handwerksmässige Betrieb der technischen Fächer nicht 
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mehr ausreichend sei, darüber ist Alles einig, allein man beruft 
sich darauf, dass die Aufgaben des Technikers am Ende doch 
rein praktischer Natur seien und für seine Ausbildung nichts 
wichtiger und eiliger sei, als die Benützung der grössern An- 
stalten des Auslands und die Anschauung der Einrichtungen und 
Werke desselben. Man bedenkt aber nicht, dass gerade für eine 
erfolgreiche Benützung dieser Bildungsmittel nichts so notwen- 
dig und förderlich ist, als eine vorgängige Ausrüstung mit einer 
höhern und vielseitigeren allgemeinen Ausbildung. 

Ausser diesem innern Grund für Einigung des Bildungswerks 
liegen aber in Kleinstaaten noch sehr wichtige äussere vor *)• 

Der eine derselben ruht in der Dürftigkeit der denselben 
zu Gebot stehenden Mittel und Kräfte. Staaten, welche oft nicht 
einmal eine Million Seelen zählen, sollen und wollen von höhern 
Lehranstalten haben: wenigstens eine Universität, eine Land- 
wirthschafls-Academie, eine Forst- Academie, eine polytechnische 
Schule, ein oder mehrere Ober -Gymnasien, eine oder mehrere 
Ober-Bealanstalten, eine Officiers-Bildungs- Anstalt und wo mög- 
lich noch eine Kunstschule. Man überschlage sich nun den Be- 
darf für diese Anstalten an Geld, Lehrkräften und Lernmitteln 
(astronomische', physikalische Cabinete, Bücher-, Naturalien-, Mo- 
dell-, Kunst -Sammlungen, Felder und Wälder u. s. w.). 

Hat es der lächerliche Mikrokosmus der Kleinstaaterei dahin 
gebracht, dass jede dieser Anstalten isolirt und lediglich in und 
durch sich selbst bestehen soll, so ist der unvermeidliche Erfolg 
entweder eine klägliche Mittelmässigkeit oder eine baldige Er- 
schöpfung der Kräfte und am Ende wohl auch beides. Das einzige 
Mittel, dieser Gefahr zu begegnen, ist, auf Einrichtungen zu den- 
ken, wobei alle Lehrkräfte und Bildungsmittel möglichst auf einen 
Punkt zusammen gezogen werden. Zwar werden die Universi- 
täten nach den eigenthümlichen Verhältnissen, welche bezüglich 
dieser Institute in Deutschland althergebracht sind, und die Land- 
wirtschaft- und Forst - Academieen nach ihrer Bestimmung an 
eine isolirte Stellung gebunden bleiben; dagegen lassen sich bei 

1) Diess hat der Verfasser schon an anderer Stelle in einer besondern 
Richtung ausgeführt, Monatschrift f. d. Justizpflege in Württemberg Bd. XV, 
A. 0. L. 6. 
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den übrigen Anstalten wenigstens in den obern Stufen Einrich- 
tungen treffen, wobei Kräfte und Mittel für die verschiedenen 
Zwecke zugleich nutzbar gemacht werden. 

Der zweite wohl ebenso erhebliche Grund für eine Einigung 
des Bildungswerks ist darin gelegen, dass hiedurch für die Zwecke 
des Staatsdiensts selbst besser gesorgt wird. Die Natur der 
Sache bringt es mit sich, dass in kleineren Staaten die verschie- 
denen Functionen desselben so nahe bei einander liegen, dass 
eine weit ausgedehnte fachmässige Zersplitterung ihren nach- 
theiligen Einfluss auf die Sache und die Belästigung des Volks, 
das heisst: der Steuerpflichtigen und der Parthieen ganz beson- 
ders fühlbar werden lässt. Wir führen hiefür nur als ein in 
die Augen fallendes Beispiel an, wenn in einem Ländchen, wel- 
ches zwischen Sonnen -Auf- und Untergang nach allen seinen 
Durchmessern durchwandert werden kann, eigene für sich be- 
stehende Verwaltungen für Eisenbahnen, Posten, Landstrassen- 
und Brücken- Wesen, am Ende gar auch noch für die Schifffahrt 
bestehen und zwar für jede einzelne wieder besondere admini- 
strative und technische Beamte und Sectionen u. s. w., welche, 
wie einst bei dem Thurmbau von Babylon, mit verschiedenen 
Sprachen reden, d. i. wo die Verwalter vom Technischen nichts 
verstehen, die Techniker bei der Verwaltung keine Hand rühren 
können oder sollen. Solchen Absurditäten kann nur durch eine 
mehr einheitliche Ausbildung der Staatsdienst -Candidaten abge- 
holfen werden. 

Ganz besonders dringend aber ist es für unsere Zeit, einen 
engeren Zusammenhang zwischen der militärischen und bürger- 
lichen Berufsbildung herzustellen. Wenn, wie auch ohne deutsche 
Grundrechte der Fall seyn wird , das Princip der Allgemeinen 
Wehrpflicht aufrecht erhalten bleibt und ein Officiers- und Unter- 
officiersstand bis zu 2 Procenten der Bevölkerung in Disposition 
gehalten werden soll, so müssen Einrichtungen getroffen wer- 
den, welche die Möglichkeit gewähren, die Befähigung zu beiden 
Berufsarten wenigstens bis zu einem gewissen Grad gleichzeitig 
zu bewirken. Abgesehen davon, dass es gar zu drückend und 
für die Sache der wissenschaftlichen Ausbildung gefährdend ist, 
wenn die Jugend mitten aus den höhern Studien herausgerissen 
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wird, um gemeines Waffenwerk einzuüben, liegt die höhere Be- 
deutung einer solchen Einigung- in staatlichen Rücksichten. Es 
ist nämlich, wie die früheren Erfahrungen der Napoleonischen 
Kriegszeiten ergeben haben, von dem grössten Vortheil, wenn 
ein gegenseitiges Ueberströmen von dem bürgerlichen zum mili- 
tärischen Beruf und umgekehrt möglich gemacht ist, ohne dass 
hiezu der höchst beschwerliche und doch nicht immer sichere 
Weg eines ganz neu zu beginnenden Bildungslaufs eingeschlagen 
werden muss. 

Ein Landwehrsystem, welches ein blosses Anhängsel der 
stehenden Heere bildet und nur auf Mobilisirung einer ruhenden 
Macht berechnet ist, wird nicht leicht die militärischen und bür- 
gerlichen Zwecke gehörig vereinigen. Die neuesten Nachrichten 
aus Preussen zeigen, dass auch das dortige vielgepriesene Land- 
wehr-Institut den Erwartungen nicht ganz entsprach. Jedenfalls 
muss es den Kleinstaaten, welche den Aufwand auch nur für 
die Heeres-Cadres kaum mehr zu erschwingen vermögen, mög- 
lich gemacht werden, diese Cadres auf kürzestem Weg je nach 
Bedarf zu vermehren und wieder zusammenschmelzen zu lassen. 
Einrichtungen, durch welche es möglich wird, die Jugend in 
kürzester Frist zu dem militärischen Aufgebot — selbst für den 
Officierdienst der gemeinen Waffengattungen zu rufen, sind, — 
wenn man sie nach den Erfahrungen der Freiheitskriege über- 
haupt für nöthig hält — , sehr leicht zu finden. Man braucht 
nur Einleitungen zu treffen, dass in den verschiedenen Bildungs- 
Anstalten der Waffendienst gehörig eingeübt wird, oder, wenn 
man die Sache noch weiter treiben will, jene Anstalten in eine 
angemessene Verbindung mit kleinen aus höher gebildeten Officieren 
und Unterofßcieren bestehenden Eliten - Cadres gesetzt werden, 
wodurch der Zweck einer entsprechenden Vorbereitung lür den 
Kriegsdienst ganz unbeschadet der Studien und selbst mit man- 
chen Nebenvortheilen für die physische und sittliche Ausbildung 
der Jugend erreicht werden kann. Schwieriger ist allerdings 
das Zurückströmen vom militärischen Beruf zum bürgerlichen. 
Allein solches würde schon durch eine Einrichtung, wie die eben- 
vorgeschlagene, sehr erleichtert werden; ausserdem würden hiezu 
hauptsächlich die von uns oben bevorworteten Maassregeln der 
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Ausdehnung der allgemeinen Studien und der Herstellung eines 
entsprechenden äussern Zusammenhangs in den Bildungs-Anstalten 
förderlich seyn. So würde es möglich werden, (Meiere und 
Unterofficiere, welche in dem Generalstab, bei der Artillerie, in 
den militärischen Werkstätten, bei Festungs- Bauten u. s. w. ge- 
dient haben, bei eintretender Friedens-Reduction alsbald für den 
bürgerlichen Dienst bei Land-, Wasser-, Maschinen - Bauten und 
Werken zu verwenden und selbst in anderen Zweigen des bür- 
gerlichen Staatsdiensts gediente Militärs unterzubringen. 

Es folgen nun noch einige Bemerkungen über die oben 
aufgezählten Mittel, auf welche man zu Sicherung einer 
guten Wahl der Staatsdienst-Candidaten nach und 
nach gekommen ist. 

Obenan steht das Prüfungs-Institut. Die Notwendig- 
keit und Zweckmässigkeit hievon an sich bedarf keiner Nach- 
weisung; aber leider ist eine entsprechende Einrichtung desselben 
mit den grössten Schwierigkeiten verbunden. Es ist bekannt, 
dass eine Erforschung der Fähigkeit und Intelligenz eines Andern 
zu den schwersten Aufgaben gehört. Es wird hiezu nicht bloss 
das erfordert, dass der Prüfende der Gegenstände des Wissens 
vollkommen mächtig ist, sondern es gehört hiezu zugleich ein 
ganz klarer, scharfer und schneller Blick, genaue Kenntniss der 
Aeusserungsweise des menschlichen Geistes und die Gabe, seinen 
eigenen Ausdruck ebensowohl als seine Auffassung zu aecommo- 
diren — durchaus Eigenschaften, welche sich ohne eine viel- 
seitige allgemeine Ausbildung nicht so leicht finden werden. 
Einen objeetiven Maasstab für die Prüfungen zu finden, ist na- 
türlich unmöglich und alle Versuche, hiefür engbegränzte Normen 
aufzustellen , welche schon bis zu dem bedenklichen Unternehmen 
eines arithmetisch festgesetzten Prüfungs-Meters getrieben worden 
sind, werden zu Widersinnigkeiten führen. Es hängt also alles 
von der Subjectivität der Prüfenden ab. Wird nun aber die 
Sache lediglich in die Hand von Stuben-Gelehrten gelegt, so hat 
man natürlich nur wenige Garantie für die praktische Brauch- 
barkeit des Staatsdienst-Candidaten; werden gar ignorante oder 
halbwissende Praktiker mit dem Prüfungs - Geschäft betraut, so 
steht es noch schlimmer. Es ist zu bedauern, dass die acade- 
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mischen Promotionen durch die hiebet vorgegangenen bekannten 
Hissbräuche das Vertrauen verloren haben. Academische Prü- 
fungen in Verbindung mit öffentlichen Disputationen, versteht 
sich mit zeitgemässer Umgestaltung, namentlich mit Beschränkung 
auf zu vertheidigende Thesen, wie diess schon früher auf ein- 
zelnen Universitäten üblich war, und sofort nach einiger Dienst- 
zeit vorzunehmende einfache praktische Prüfungen würden dem 
Zweck wohl am besten entsprechen. Unter allen Umständen 
sollte die Haupt-Entscheidung weder ausschliesslich von Theore- 
tikern, noch ausschliesslich von Praktikern abhängig seyn. Die 
materielle Richtung der Prüfungen muss sich natürlich nach den 
Grundsätzen bestimmen, welche für die Ausbildung selbst auf- 
gestellt sind. Die Prüfungen müssen sich daher nach dem in 
letzterer Beziehung oben Bemerkten hauptsächlich die Erforschung 
des gehörig ausgebildeten Talents zur Aufgabe machen. Die so 
häufig zu findende Tendenz , das Gewicht auf möglichst umfas- 
sende, in das kleinste Detail herabreichende Fachkenntnisse zu 
legen, gibt dem natürlich immer unter dem Einfluss der Prü- 
fungen stehenden Bildungsgang eine gepresste und oft verkehrte 
Richtung, sichert durchschnittlich dem Gedächtnissmenschen den 
Sieg und führt dem Staatsdienst eine Masse geistloser Hand- 
werks-Arbeiter zu. 

Die Maassregel der Uebungs- und Probedienste — 
wohl zu unterscheiden von der später zu erwähnenden Anstellung 
auf Probe, d. i. mit. Widerruflichkeit während einer bestimmten 
Dienstzeit — hat, in der Art ausgeführt, dass sie nicht als blosse 
Dienst -Praktik in Anwendung kommt, sondern als die Spitze 
des Fachstudiums angesehen und behandelt, das heisst zur Er- 
gänzung und praktischen Einübung der Fachkenntnisse bestimmt 
wird, den entschiedensten Werth. Zwar ist eine Schattenseite 
hievon, dass die Parthieen ihre Angelegenheiten für Tironen- 
Exercitien herleihen müssen; allein müssen ja in den Kliniken 
und Spitälern sogar Leben und Gesundheit hiezu hergegeben 
werden und ist es doch immer besser, wenn die nie zu um- 
gehenden Anfangsversuche unter einer organisirten Aufsicht von 
Veteranen, als selbstständig gemacht werden. Nur das ist be- 
züglich dieses Instituts zu bemerken, dass es nie in eine Staats- 
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dienst- Aspirantenanstalt übergehen sollte, was dann eintritt, wenn 
die Candidaten unter dem Titel von Probediensten auf unbe- 
stimmte Zeit zu unentgeldlichen Funktionen verwendet werden. 
Es ist natürlich, dass sich hiedurch bei Dienst- Anstellungen 
Rücksichten einschleichen, welche nicht geeignet sind, dem 
Staatsdienst gerade die Tüchtigsten zuzuführen. Es ist daher 
vorzuziehen, wenn, wie diess in manchen Ländern eingeführt 
ist, gewisse genau zu begrenzende Uebungs- und Probedienste 
als Theil der die Anstellung im Staatsdienst bedingenden Bil- 
dungsbahn festgestellt werden. 

Was endlich die Begutachtung der Candidaten bei Be- 
setzung der Staatsdienststellen betrifft, so hat man diese Maas- 
regel in einzelnen deutschen Landern für so wichtig angesehen, 
dass man sie sogar in die Verfassungen aufnahm. Hiebei war 
jedoch weniger die Rücksicht auf Qualification zum Staatsdienst 
als der politische Gesichtspunkt motivirend. Man wollte nämlich 
durch diese Bestimmung eine Garantie gewinnen, dass nicht die 
Fürsten und ihre Minister durch eine völlige Unbeschränktheit 
bei Dienst-Anstellungen und Beförderungen einen gefährlichen 
Einfluss auf die Staatsdiener und ihre Wirksamkeit erhalten. Da 
es natürlich nicht anging, das Ernennungsrecht durch eine ab- 
solute oder auch nur relative Gebundenheit an die Vorschläge 
der betreffenden Staatsbehörden zu paralysiren, so konnte diese 
Bestimmung in politischer Beziehung nicht von sonderlicher Be- 
deutung werden, gewährte aber jedenfalls eine Art moralischer 
Controle , geeignet, wenigstens untüchtige Dienst-Candidaten von 
der Wahl zu beseitigen. 

II. Die Verhältnisse des Staatsdiens ts, welche 
durch die Anstellung begründet werden, bieten zwei 
wesentlich verschiedene Seiten dar, die rechtliche und die poli- 
tische. Die Vermengung beider, herbeigeführt theils durch Un- 
klarheit, theils durch besondere Tendenzen, haben schon viele 
Verwirrung in die Behandlung dieses Gegenstands gebracht. 
Sehen wir die rechtliche Seite des Staatsdienst- Ver- 
hältnisses näher an, so finden wir, dass dasselbe theils 
öffentlich-rechtliche, theils privatrechtliche Berührungspunkte hat. 
Der Staat stipulirt sich — in der Regel von einem seiner An- 
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gehörigen Dienste für die Zwecke des Staats-Vereins unter Be- 
ziehung auf die für diese Zwecke ausgehenden Normen und 
Verfügungen der Staatsgewalt. Hiedurch begründet sich die 
Beziehung auf das öffentliche Recht. Der Staatsdiener verspricht 
und leistet jedoch seine Dienste nach den gegenwärtig bestehen- 
den Staats-Einrichtungen nicht als dem Staats-Verein durch sein 
Subjet-tions-Verhältniss hiezu verpflichtet, sondern gegen Zusagen 
und Gegenleistungen, bei welchen seine persönlichen und Ver- 
mögensrechte wesentlich betheiligt sind, was unverkennbar dem 
Verhältniss manche privatrechtliche Beziehungen gibt. Es ist 
daher nicht zu verwundern, dass die Doctrin und die Praxis 
von jeher zwischen den Gesichts-Punkten des öffentlichen und 
des privatrechtlichen Verhältnisses hin- und herschwankten. In 
älterer Zeit klammerte man sich, wie in allen derartigen Fragen, 
an das römische Recht an, obgleich solches bei den ihm zu 
Grund liegenden wesentlich verschiedenen Verhältnissen nur 
wenige positive Anhalts-Punkte darbot. Es wurde hiebei bald 
die Ansicht vorherrschend, dass das Staatsdiener- Verhältniss 
unter den Gesichtspunkt eines Vertrags zu stellen sey, wobei 
man verschiedene Vertragsformen, z. B. Mieth- Vertrag , Bevoll- 
mäohtigungs- Vertrag u. s.w. annahm. Die, wie schon oben ange- 
führt, gegen Ende des vorigen Jahrhunderts aufgetretenen Schrift- 
steller (Se ufert, v. d. Beke) verbanden den öffentlichrecht- 
lichen Gesichtspunkt mit dem privatrechtlichen. Gönner wollte 
den letzteren ganz verbannt wissen und verfocht diese mit seiner 
sonst Tür die Lage der Staatsdiener kundgegebenen Sympathie 
wenig harmonirende Ansicht mit wahrer Zähigkeit. Seine Theo- 
reme wurden bis in die neueste Zeit hervorgesucht, wenn es 
galt, der Gesetzgebung und Staatsgewalt bequeme Wege für 
Eingriffe der Politik in ein Verhältniss zu bahnen, welches seiner 
Natur nach mehr als irgend ein anderes nur auf dem Boden des 
Rechts für Regierungen Und Volk Segen bringen kann. In 
neuerer Zeit hat sich die Doctrin — Pfizer (Grenzen zwischen 
Verwaltungs- und Civil- Justiz) Mohl, Buddäus, Welker 
(im Staatslexicon) der schon früher angeregten Idee zugewendet, 
das Staatsdienst- Verhältniss als ein gemischtes, welchem theils 
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eine öffentlichrechtliche, theils eine privatrechtliche Natur zu 
Grund liege, aufzufassen. 

Der Streit und seine Entscheidung beruhen auf einigen sehr 
einfachen Momenten. 

Die Auffassung des Verhältnisses als eines rein öffentlich 
rechtlichen gründet sich vorzüglich auf den Satz, dass der Staat 
das Amt kraft seines Hoheitsrechts verleihe, dass diesem Akt 
auf Seiten des Staats ein Zwangsrecht, auf Seiten des Dieners 
eine Verbindlichkeit gegen den Staat zu Grunde liege. Diess 
beruht auf einer factisch offenbar unrichtigen Voraussetzung, da 
bekanntlich der Staatsdienst nirgends mehr auf den Grund des 
Subjections- Verhältnisses übertragen und übernommen wird. Der 
Staatsdiener soll und will seine Dienste nicht vermöge seiner 
Verpflichtungen als Staats-Angehöriger leisten. Der Staat über- 
trägt das Amt nicht zwangsweise, nicht nach freier Auswahl 
unter den Staats- Angehörigen, nicht nach dem Grundsatz mög- 
lichst gleicher Vertheilung der Pflichten gegen den Staat; der 
Staatsdiener übernimmt dasselbe nicht mit der Absicht und Mei- 
nung, hiemit eine Unterthanenpflicht zu erfüllen, sondern er will 
sein durch Aufwand seines Vermögens und seiner Kräfte mühsam 
erworbenes Kopfkapital in seinem eigenen Interesse verwerthen 
und verspricht und leistet seine Dienste nur gegen die zuge- 
sagten Gegenleistungen. Diese gegenseitigen Zusagen bilden 
die privatrechtliche Seite des Verhältnisses. Sofern aber die zu- 
gesagten Dienste grossentheils Angelegenheiten des Staats und 
seiner Angehörigen zum Gegenstand haben, sofern der Beamte 
im Namen und in Vertretung der Staatsgewalt handelt, ist sein 
Verhältniss ein öffentlichrechtliches, d. h. er kann gegenüber 
von dem Staat kein weiteres Recht geltend machen, als welches 
dieser im Interesse des Staatsvereins anerkennt und es können 
für seine diessfallsige Stellung keine andere Normen entscheidend 
seyn, als welche von der Staatsgewalt ausgehen. 

Man hat es schon versucht, diese beiden Seiten des Staats- 
dienst-Verhältnisses durch Annahme eines öffentlichrechtlichen 
Vertrags zu vereinigen, indem man dahin argumentirte , dass 
zwar der Akt der Uebertragung und beziehungsweise Uebernahme 
eines Staatsamts einen Vertrag bilde, das hiedurch begründete 
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Verhältniss aber, da die Vertragsform nichts an der Natur des 
Akts selbst ändern könne und der Gegenstand des Vertrags 
öffentliche Verhältnisse begreife, ganz dem öffentlichen Recht 
angehöre. Diese Annahme enthält jedoch einen innern Wider- 
spruch. Ein Vertrag beruht seinem Begriff nach wesentlich auf 
einem Willensakt derer, welche ihn eingegangen haben; es 
können also nur die zu Grund liegenden Willens-Aeusserungen 
entscheiden, was hiebei Rechtens ist; Willens-Aeusserungen 
können aber nie mit den Normen des öffentlichen Rechts iden- 
tificirt werden. Der einzig logisch richtige und praktisch halt- 
bare Weg besteht daher darin, das Staatsdienst-Verhältniss als 
ein gemischtes zu behandeln, d. h. dasselbe in so weit, als die 
freie Wirksamkeit des Hoheitsrechts des Staats als vorbehalten 
angesehen werden muss, wohin also besonders alle die Dienst- 
fuhrung selbst betreffende Fragen gehören, dem öffentlichen 
Recht zuzuweisen, so weit dagegen das Verhältniss auf Bestim- 
mungen des Willens beruht, wohin die dem Staatsdiener durch 
den Dienstvertrag gemachten Zusagen bezüglich seiner ökono- 
mischen Stellung gehören, die privatrechtliche Natur desselben 
gelten zu lassen. 

Man sollte denken , die Controverse habe durch die in den 
deutschen Verfassungen und besondern Gesetzen gegebenen Be- 
stimmungen über das Staatsdienst-Verhältniss ihre praktische 
Bedeutung verloren. Diess ist aber keineswegs der Fall. Eines- 
theils enthalten jene Gesetze grossentheils keine Entscheidung 
des Princips, anderntheils sind sie meistens mangelhaft und nicht 
präcis gefasst. Es blieb daher immer die Frage, ob durch die- 
selben das Staatsdienst-Verhältniss als ein öffentlich rechtliches 
habe geordnet werden wollen. Man leitete nun daraus, dass, 
wie allerdings nicht zu verkennen ist, die Haupt -Beziehungen 
desselben öffentlicher Natur sind, ab, dass jene Gesetze auch 
bloss von diesem Gesichtspunkt ausgehen und daher bloss Nor- 
men enthalten , welche der Staat sich selbst vorzeichne. Hieraus 
wurde gefolgert, dass alle gesetzliche Bestimmungen über die 
Ansprüche des Staatsdieners nur Zusicherungen seien, welche 
jeden Augenblick, wo es im Interesse des Staats räthlich er- 
scheine, von der Gesetzgebung oder unter gewissen Voraus- 



in Kleinstaaten. 633 

Setzungen sogar von der Staatsverwaltung aufgehoben und be- 
schränkt werden können, dass der Staatsdiener aber hieraus kein 
weiteres Recht erlange, als den Vollzug des Gesetzes zu seinen 
Gunsten zu verlangen, so lange dasselbe in anerkannter Wirk- 
samkeit bestehe, solches jedoch nur im Weg der Beschwerde 
bei den betreffenden höheren Staatsbehörden geschehen, dagegen 
von einem gerichtlichen Schutz in keiner Beziehung die Rede 
werden könne. Diese Theorie wurde besonders durch den 
bodenlosen Begriff einer blossen gesetzlichen Zusicherung ge- 
fährlich. Hätte man, wie diess offenbar begründet war, aner- 
kannt, dass die Staatsdiener -Gesetze einen wahren Rechtstitel 
gewähren, so hätte man auch zugeben müssen, dass der Staats- 
diener durch die auf den Grund der gesetzlichen Zusicherungen 
geleisteten Dienste ein Wirklich erworbenes Recht erlange. Mit 
dem wahrhaft sophistischen Grund dagegen, dass ein bloss zu- 
gesichertes — in Aussicht gestelltes Recht nur so lange bestehe, 
als das zusichernde Gesetz in Wirksamkeit sei, konnte die Ge- 
setzgebung die für noch so lange geleistete Dienste zugesicherten 
Gegenleistungen jeden Augenblick entziehen und selbst gegen 
Verletzungen durch die Staats-Verwaltung war dem Staatsdiener 
durch die oben angeführte Theorie jede haltbare Garantie ent- 
zogen, weil, abgesehen von dem Einfluss, welchen das Ver- 
fahren und der Organismus der so genannten Administrativjustiz- 
behörden üben, ein formell gültiger Akt der Staatsgewalt con- 
sequenter Weise anerkannt werden muss, wenn hiedurch kein 
erworbenes Recht verletzt wird , während wohlerworbenen Pri- 
vatrechten, welche durch einseitige Verfügungen der Staatsgewalt 
verletzt werden , von den Gerichten mindestens Entschädigung 
zugesprochen werden muss. 

Es hat auch jene Theorie keine gute Früchte getragen. 
Nachdem die Machthaber in den meisten Ländern jene Grund- 
sätze aufgestellt und verfochten hatten, kehrte sich in den Zeiten 
der Bewegung die Schärfe derselben hie und dort gegen die 
von den Regierungen vertretene Sache und es wurde die in 
einem so wichtigen Zweig der Staatseinrichtungen vorangegangene 
Lockerung des Rechtsbodens auch mittelbar von verderblicher 
Nachwirkung. 
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Was nun aber den politischen Gesichtspunkt bei 
Bestimmung der Verhältnisse der Staatsdiener be- 
trifft, so ist die erste und wichtigste Frage die, ob die Stel- 
lung derselben überhaupt eine feste seyn soll, wohin 
besonders die Frage über die Entlassbarkeit derselben 
gehört. Es ist hiebei natürlich nicht von dem Richterpersonale 
die Rede, da bezüglieh dieser Classe das Princip der Unenl- 
lassbarkeit nicht in Frage gestellt werden kann. Bekanntlich 
besteht in manchen Staaten das Princip der unbeschränkten Ent- 
lassbarkeit der Administrativbeamten als eine Art Corollar der 
durch den Sieg der Oppositionsparthie herbeigeführten Notwen- 
digkeit eines durchgreifenden Systemswechsels. Allein von einer 
solchen grossartigen Maassregel, welche selbst in Frankreich 
starke Schattenseiten herauskehrte, und höchstens für Verhält- 
nisse, wie sie in England bestehen, passt, kann in den kleinen 
deutschen Staaten wohl nie im Ernst die Rede werden. Dagegen 
wird hier die Frage von der Seite aufgefasst, dass in streng 
constitutionellen Staaten theils die geforderte Verantwortlichkeit 
der Minister , theils die Aufrechterhaltung der Kraft einer Re- 
gierung es nothwendig mache, dass diese wenigstens im Allge- 
meinen die Macht habe, Beamte, welche ihre Aemter nicht in 
einem jenen Anforderungen entsprechenden Sinn führen, zu ent- 
lassen. Mit der Rücksicht auf die Verantwortlichkeit ist es je- 
doch nicht so buchstäblich gemeint, als mit der Vindication der 
Macht Es mag auch allerdings bei einem sehr bewegten und 
mächtigen Willen des Volks und seiner Vertreter die Stellung 
der Minister durch die Unentlassbarkeit der Beamten etwas 
schwieriger werden ; auch ist richtig, dass Minister, welche nach 
ganz neuen Grundsätzen verwalten wollen und sollen, nicht leicht 
zurecht kommen werden, wenn sie sich nicht, wenigstens in 
ihren nächsten Kreisen mit einem dem Wechsel entsprechenden 
Personal umgeben, was sich bei den Märzministerien hie und da 
erprobt hat. Allein im Allgemeinen liegen keine entschiedene 
Gründe vor, die Unentlassbarkeit der Beamten als mit jenen 
Bedingungen unverträglich anzusehen. Es bleiben den Ministern 
immer noch Mittel genug, ihrem Willen da, wo es gilt, Nach- 
druck zu geben. Auch wird andererseits die Stellung der Minister 
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durch eine regelmässige Fluctuation des Beamtenpersonals wieder 
erschwert, indem hiedurch die in einer festen Stellung gelegene 
Kraft des Einflusses der Beamten verloren geht und manche 
oppositionelle Interessen und Gelüste aufgeregt werden, welche 
sich leicht gegen die Minister und ihre Verwaltung kehren, wie 
sich diess in Frankreich schon vielfach gezeigt hat. 

Von den vorstehenden Gesichtspunkten aus kann daher über 
die Frage von der Entlassbarkeit der Beamten nicht entschieden 
werden, sondern es muss die nächste, in der Bestimmung des 
Staatsdienstes und in den Beziehungen der Staatsdiener zum Staat 
und zum Volk gelegene Seite aufgefasst werden. Nun ist es 
aber in die Augen fallend, dass die unbedingte Entlassbarkeit 
der Staatsdiener, zumal in kleineren Staaten, dem Staatsdienst 
die besten Talente und Kräfte abwendet, der WillkUhrherrschaft 
den Weg bahnt und eine vielfache Depravation des Beamten- 
stands zur Folge hat; die Entlassbarkeit mit Entschädigung, d. h. 
Pensions- und Quiescenz - Gehalten aber begründet eine uner- 
schwingliche Last für die steuerpflichtigen Staats-Angehörigen. 
Andererseits ist nicht zu verkennen, dass das Princip der Un- 
entlassbarkeit leicht zu einem Stabilitätssystem führt, welches 
durch unfähige, nachlässige, böswillige Beamte ebenso hemmend 
für eine gute Regierung als lästig für das Volk werden kann. 
In den meisten Staaten wurde jenes Princip in der Art aufge- 
fasst und gesetzlich entwickelt, dass die Entlassung eines Staats- 
dieners nur wegen solcher Verfehlungen, Versäumnisse und 
Eigenschaften stattfinden kann, welche unter den Gesichtspunkt 
einer criminellen Strafbarkeit und beziehungsweise der absoluten 
Unbrauchbarkeit fallen. Diess ist offenbar viel zu weit gegangen. 
Es liegen hinter jenen Grenzen noch mehrere geringere Grade 
einer rechtlich oder moralisch verschuldeten Untauglichkeit, welche 
es nöthig machen und vollkommen rechtlich begründen, dass der 
Staat sich des betreffenden Dieners entledigen könne. 

Die Feststellung der hiezu dienlichen Normen und des diess- 
fallsigen Verfahrens muss zum Gegenstand einer besondern Ge- 
setzgebung gemacht werden. Eine Ftfrmulirung solcher Gesetzes- 
Bestimmungen kann allerdings nicht wohl auf eine specielle 
Bezeichnung der einzelnen Dienstpflicht-Verletzungen und Eigen- 
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schatten, welche die Einleitung eines Entlassungs- Verfahrens 
begründen sollen, gerichtet werden, sondern man muss sich 
mit Bestimmungen über die allgemeinen Voraussetzungen be- 
gnügen, unter welchen eine Dienst-Entfernung einzutreten habe, 
wobei übrigens besonders darauf Bedacht zu nehmen ist, dass 
für solche Fälle gesorgt werde, wo eine Masse von Thatsachen, 
welche einzeln keinen schweren Charakter haben, in ihrer Tota- 
lität die Dienst-Entfernung rechtfertigt. Diess kann insbesondere 
durch ein in angemessen aufsteigender, bis zur Dienst -Entfer- 
nung reichender Skale constituirtes Verfahren erzielt werden. 
Wird hiebei bestimmt, dass eine solche Dienst -Entlassung blos 
nach einem auf gehörig motivirten Antrag der Dienstbehörden 
einzuleitenden gerichtlichen Verfahren und durch die Gerichte 
ausgesprochen werden könne, so wäre auch bei Gesetzesbestim- 
mungen, welche dem Ermessen einen sehr weiten Spielraum 
gewähren, genügende Garantie gegen Willkühr und Gewaltthätig- 
keit gegeben. Das diesem letzten Akt vorangehende Disciplinar- 
Verfahren kann unbedenklich in die Hände der vorgesetzten 
Dienstbehörden gelegt werden, wenn hiebei für gehörig schützende 
Formen gesorgt wird. Nur ist zu bemerken, dass von demselben 
nach der Erfahrung weniger selbstständige Erfolge zu erwarten 
sind, vielmehr der Hauptwerth desselben darin besteht, dass es 
eine Grundlage Tür die Rechtfertigung einer am Ende nothwendig 
werdenden Dienst-Entfernung abgibt. Dasselbe muss daher vor- 
züglich auf Warnungen und Besserungs-Versuche gerichtet seyn, 
welche mit der in Aussicht stehenden Dienst-Entfernung in Be- 
ziehung stehen (zu vergl. das Badische Staatsdiener-Edict vom 
30. Januar 1819 und den [nicht zur Geltung gekommenen] Ge- 
setzes-Entwurf von 1837). Ueberhaupt bildet es einen Haupt- 
theil der in Frage stehenden Aufgabe, dass ein gehöriger Zu- 
sammenhang zwischen der Dienst-Disciplin und dem gerichtlichen 
Verfahren gegen Staatsdiener hergestellt werde. Hieher gehören 
besonders die Fragen über das Recht der Dienstbehörde zur 
vorläufigen Suspension eines Dieners bis zu Austrag des gegen 
ihn einzuleitenden Verfahrens, sowie über die Zulässigkeit eines 
weiteren Einschreitens derselben in den Fällen eines wegen 
Mangels an Beweisen erfolglos bleibenden Criminal- Verfahrens. 
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Es ist klar, und hat sich schon bisher da, wo die Gesetze in 
diesen Beziehungen mangelhaft sind, gezeigt, dass es zu einer 
schweren Gefährdung des Dienst -Interesses führen muss, wenn 
die zeitige oder bleibende Entfernung eines Dieners von seinen 
amtlichen Functionen von dem Vorhandenseyn genügender ge- 
richtlicher Beweise abhängig gemacht wird. Zum wahren Skandal 
kann diess künftig in Folge der Oeffentlichkeit des gerichtlichen 
Verfahrens und des Geschwornen-Instituts werden, da hienach 
eine zeitige Entfernung im gerichtlichen Weg — den Fall der 
Verhaftung abgerechnet — abgeschnitten ist und es, selbst vor- 
ausgesetzt, dass sich die öffentliche Meinung stets mit der Ueber- 
zeugung der Geschwornen identificiren werde, doch eine ganz 
andere Frage ist, ob gegen den Angeklagten das Schuldig aus- 
gesprochen werden, oder ob derselbe nach öffentlicher Ver- 
handlung der gegen ihn vorgelegenen Anklage noch mit Ehren 
und Segen als Beamter wirksam bleiben kann. Es ist daher 
durchaus nothwendig, dass der Dienstbehörde das Becht der 
Suspension — wenigstens ohne Gehaltsschmälerung ertheilt werde 
und dass auch nach erfolgter Freisprechung von einer Criminal- 
Anklage noch ein Entlassungs-Verfahren aus dienstlichen Gründen 
offen bleibe. 

Das Princip der Unentlassbarkeit der Staatsdiener beruht auf 
der Annahme, dass die Uebertragung eines Staatsdienstes für 
das betreffende Individuum ein Becht auf das übertragene Amt 
begründe. Hiebei wurde jedoch noch nie bezweifelt, dass dieses 
Becht nicht weiter gehe, als auf eine seiner Anstellung ent- 
sprechende Dienststelle, dass also der Staat das Versetzungsrecht 
haben müsse. Dieses Becht ist für die Interessen des Dienstes 
höchst nothwendig und förderlich , da auch Dienststellen gleicher 
Kategorie so mannigfache und erhebliche Verschiedenheit haben, 
dass es von grosser Wichtigkeit ist, die in der Individualität der 
Diener gelegenen relativen Mängel durch eine solche Maassregel 
heben oder ausgleichen zu können, und es galt auch der Grund- 
satz der Versetzbarkeit bisher fast allgemein und selbst bei dem 
Richterpersonale, bezüglich dessen es erst durch die Grundrechte 
als unzulässig erklärt wurde. 

Immerhin muss jedoch auch dieses Becht in einer Weise 
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ausgeübt werden, das» nicht für die betreffenden Diener eine 
unverschuldete Verletzung oder Unbilligkeit erwächst, ein Punkt, 
auf den wir später zurückkommen werden. 

Das Recht auf ein gewisses Amt hat zweierlei Beziehungen 
— einmal auf die Dienstführung selbst und dann auf die hiefür 
zugesicherten Gegenleistungen des Staats, besonders den Gehalt. 

Ob ein Recht des Dieners auf die Dienstführung anzuerkennen 
sei, ist nicht unbestritten. Es liegen jedoch überwiegende Gründe 
für die Verneinung der Frage vor, da hier offenbar blos das 
öffentliche Interesse entscheiden kann. Auch die Inamovibilität 
des Richterpersonales ist nicht aus einem persönlichen Rechte, 
sondern lediglich aus dem hiebei betheiligten öffentlichen Wohl 
abzuleiten. Inzwischen ist die Frage nicht sehr praktisch, Weil 
sie sich durch Feststellung der Grundsätze über das Recht an 
den Gehalt grossentheils von selbst erledigt. 

Das Recht auf den Gehalt bleibt natürlich immer noch von 
folgenden Voraussetzungen und Bedingungen abhängig, welche in 
der Natur des Verhältnisses liegen. 

Wenn der Gehalt blos als eine Gegenleistung für die ge- 
leisteten Dienste versprochen wird, so folgt, dass, wenn der 
Diener solche zu leisten — auch ohne sein Verschulden, welches 
nach dem oben Bemerkten das Recht ohnediess aufhebt, ver- 
hindert ist, auch das Recht auf den Gehalt wegfällt, weil er den 
in seiner Person sich ergebenden Zufall tragen muss. Wenn 
dagegen der Staat die Dienste nicht mehr nöthig hat, was der 
Regel nach nur vorübergehend, z. B. in Folge neuer organischer 
Einrichtungen der Fall seyn kann, oder wenn besondere Gründe 
vorliegen, aus welchen die Regierung einen Diener seiner Dienst- 
leistung auf bestimmte oder unbestimmte Zeit entheben will, vor- 
ausgesetzt, dass solches nach den bestehenden Gesetzen zulässig 
ist, so muss das Recht auf den Gehalt als fortdauernd angesehen 
werden. Diese Sätze müssen nun aber in der Anwendung einer 
Modification unterliegen. Es bedarf keiner Ausführung, dass 
Rücksichten der Billigkeit ebenso wohl als das Interesse des 
Staatsdiensts es nicht zulassen, einem Diener, welcher längere 
treue Dienste geleistet hat, wenn er durch sein Alter oder Unfälle, 
oft in Folge angestrengter Pflichterfüllung selbst zu ferneren 
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Diensten unfähig geworden ist, den Gehalt zu entziehen. Wollte 
der Staat dieses an sich begründete Recht ausüben, so müsste 
er die Gehalte seiner Diener so hoch bemessen, dass sie für 
jene Fälle gedeckt wären, oder es müsste denselben wenigstens 
die Möglichkeit offen gelassen werden, in anderer Weise durch 
den Umtrieb ihres Vermögens , durch Neben-Erwerb u. dgl. für 
ihre Zukunft selbst zu sorgen. Beides würde nun aber für den 
Staat selbst weit lästiger werden und überdiess gegenüber von 
den Staatsdienern sehr ungleich wirken. Andererseits aber ist 
es ebenso einleuchtend, dass es nicht begründet wäre, einem 
Diener, welcher keine Dienste leistet, einen Anspruch auf den 
vollen Bezug des für die Dienstleistung ausgesetzten Gehalts zu 
gewähren. Die in Vorstehendem angedeuteten Rücksichten recht- 
fertigen im Allgemeinen das in den einzelnen deutschen Staaten 
bestehende Quiescenz- und Pensions-System, wovon das erstere 
nach dem gewöhnlichen Begriff die Fälle der vom Staat aus- 
gehenden zeitigen Enthebung vom Dienst, das zweite die Fälle 
gänzlicher Entfernung aus dem Dienst wegen unverschuldet ein- 
getretener Unfähigkeit zu fernerer Versehung desselben begreift. 

Die Art, wie dasselbe ausgeführt wurde, und die hieraus, 
sowie aus den Besoldungen der in Funktion befindlichen Staats- 
diener den Steuerpflichtigen erwachsene Last haben, wie schon 
oben erwähnt, in einzelnen deutschen Ländern in der neueren 
Zeit so laut und bitter geführte Beschwerden zur Folge gehabt, 
dass es kaum etwas Dringenderes für die kleineren Staaten giebt, 
als die Aufsuchung richtiger Grundlagen für die 
Feststellung der Gehalts-Ansprüche der Staats- 
diener. 

Es kann hier natürlich nicht von einer erschöpfenden Er- 
örterung dieses Gegenstands die Rede werden; wir beabsichtigen 
nur einige Hauptrücksichten hervorzuheben, deren Beachtung die 
gegen das bisherige System erhobenen Beschwerden zu beseitigen 
geeignet seyn dürfte. 

Der Grundsatz, dass die Gehalte der Staatsdiener im Allge- 
meinen den Opfern, welche sie für ihre Ausbildung zu bringen 
haben, der Anforderung einer vollständigen Hingebung für den 
Dienst und dem Verhältniss zu dem Erwerb anderer auf gleicher 
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Stufe der Bildung stehenden Staats -Angehörigen entsprechend 
bestimmt werden müssen, ist, obgleich er keiner Anfechtung 
unterliegen kann, wenigstens für kleinere Staaten nicht in vollem 
Umfang ausführbar. Die Modifikationen, die er erleidet, müssen 
dadurch ausgeglichen werden, dass die Existenz des Staatsdieners 
und seiner Familie, wenn auch nur in bescheidenem Maass, doch 
dauernd und mit Vorsorge für die verschiedenen Wechselfälle 
sicher gestellt wird. 

Was nun die Feststellung der Besoldungen betrifft, 
so sollte es immer eine wesentliche Rücksicht bilden, dass die- 
selben in einem den gewöhnlichen Lebensbedürfnissen entspre- 
chenden Maassstab bestimmt werden. Die Einführung der aus- 
schliesslichen Geldwirthschaft im Staatshaushalt hat auch in dieser 
wie in andern Beziehungen entschiedene Missstände herbeigeführt. 
Der grösste Theil der Staatsdiener muss seine Besoldung haupt- 
sächlich zu den gewöhnlichen Lebensbedürfnissen verwenden; es 
ist also bei dem so sehr fluctuirenden Werth derselben gar nicht 
möglich, einen auch nur einigermassen befriedigenden Maassstab 
absolut festzustellen. So wurden in einzelnen deutschen Ländern 
in den letzten 30 — 40 Jahren Erfahrungen von den exorbitan- 
testen Missverhältnissen gemacht. Die Schwankungen des Werths 
der Hauptlebensbedürfnisse beliefen sich zu wiederholtenmalen 
bis zum Zehenfachen und zum Theil noch höher. Die natürliche 
Folge war, dass bei sehr niedrigen Preisen die Besoldungen, 
zumal in Ländern, wo der Staatsbedarf hauptsächlich von den 
Urproducenten aufgebracht werden muss, kaum zu erschwingen 
waren, im entgegengesetzten Fall viele Staatsdiener in einem 
drückenden Nothstand sich befanden, und durch besondere Theu- 
rungszulagen, welche durch die hie und da vorgekommenen Formen 
zu Bettelgaben wurden, unterstützt werden mussten. Diese Miss- 
verhältnisse wurden von dem nachtheiligsten Einfluss. Es war 
natürlich, dass sich in den für die Staatsdiener günstigen Zeiten 
die Bedürfnisse derselben steigerten und ihre in den magern 
Jahren unbefriedigt gebliebenen Ansprüche Unmuth und Unzu- 
friedenheit derselben zur Folge hatten. Andererseits waren die- 
selben bei dieser Sachlage abwechselnd bald dem Missvergnügen 
der zahlenden Classen des Volks, bald dem Neid und der Miss- 
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gunst der Nichtbesitzenden Preis gegeben. Alle diese Erschei- 
nungen traten weit weniger hervor, als noch Naturalbcsoldungen 
bestanden. Die Rückkehr hiezu ist nun allerdings nicht wohl 
möglich und in der Weise, wie sie bestanden, auch nicht gerade 
wünschenswerth ; aber es liegt ein ganz einfaches, in einzelnen 
Ländern auch wirklich ergriffenes Mittel zur Abhülfe darin, dass 
ein Theil der Besoldung jedes Staatsdieners nach den haupt- 
sächlichsten Lebensbedürfnissen in Naturalien bestimmt, diese aber 
sofort nicht wirklich verabreicht, sondern in den jeweiligen Durch- 
schnitts - Preisen gewährt werden. Es Hesse sich diese Maass- 
regel auf so einfache Normen zurückrühren, dass die etwaige 
Einwendung einer zu grossen Beschwerlichkeit und Verwicklung 
der Verwaltung leicht zu beseitigen wäre. 

Eine weitere wichtige Aufgabe bei Feststellung der Besol- 
dungen besteht darin, dass dieselben den verschiedenen hiebei 
zu berücksichtigenden besonderen Verhältnissen entsprechend 
bestimmt werden. Es versteht sich, dass diess nach allgemeinen 
Kategorieen geschehen muss, wobei zunächst die Natur der ver- 
schiedenen Dienststellen entscheidend ist. Die Grundsätze, welche 
hiebei maassgebend werden, so insbesondere, dass es auf den 
hiezu erforderten Bildungsgrad, die Bedeutung der betheiligten 
Interessen des Staats, den hiemit verbundenen Geschäftsumfang, 
die Dauer der geleisteten Dienste u. dgl. ankommt, sind so nahe- 
liegend, dass nichts Weiteres hierüber zu bemerken ist. Dagegen 
muss hier ein Princip hervorgehoben und erörtert werden, welches 
von der grössten Wichtigkeit ist und unbegreiflicher Weise bis 
jetzt noch keine allgemeine Geltung gefunden hat. Der Gehalt 
der Staatsdiener, — wenn sie nicht blos für bestimmte Zeit und 
bestimmte Geschäfte angestellt sind , — hat seiner Begründung 
nach eine zweifache Beziehung, einmal auf die Person des Dieners 
und dann auf die Dienstführung. Nicht blos als unmittelbarer 
Ersatz für die von dem Diener zu leistenden Dienste und des 
für die Dienstführung selbst zu machenden Aufwands wird der 
Gehalt gereicht, sondern der Diener will und soll auch Ansprüche 
für seine Person erwerben, besonders dafür, dass er sich den 
Dienstzwecken zur Verfügung stellt, in einer Weise, dass er 
seine Existenz auf anderem Weg nicht mehr zu begründen im 
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Stande ist, und zwar diess um so weniger, je längere Dienste 
er leistet. 

Diese persönlichen Ansprüche finden in dem Princip der 
Unentlassbarkeit, sowie in denQuiescenz- und Pensions-Gehalten 
ausdrückliches Anerkenntniss. Die Verhältnisse, welche den bei- 
derlei Rücksichten auf die Person des Bediensteten und auf die 
Dienstführung zu Grund liegen, gehen nun aber häufig weit aus- 
einander und es entstehen daher, wenn nicht auch die Bestim- 
mung der Besoldungen nach jenen beiderseitigen Rücksichten ab- 
geschieden wird , mancherlei Missverhältnisse. Diese werden 
zwar weniger hervortreten, wenn die Staatsdiener theilweise durch 
Nebendienst-Genüsse, Gebühren für die geleisteten Arbeiten, Amts- 
wohnungen u. dgl. befriedigt werden. Allein diese Einrichtung 
ist zum Theil ganz verwerflich, so besonders die Belohnung 
mittelst Taxen, Sporleln, Tantiemen u. dgl.; zum Theil nicht gut 
geeignet, eine gehörige Ausgleichung der in Frage stehenden 
Rücksichten herzustellen. Der Grundsatz der Abscheidung der 
Besoldungen nach persönlichen und Dienst - Rücksichten ist — 
wahrscheinlich erstmals — in der oben erwähnten ßaierischen 
Dienstpragmatik vom 1. Januar 1805 aufgestellt und durchge- 
führt. Ob die Art dieser Durchführung in allen Beziehungen 
zweckmässig und erschöpfend sei, ist eine hier nicht zu erörternde 
Frage. Es genügt, einige Hauptmomente für Begründung und 
Ausführung jenes Grundsatzes überhaupt hervorzuheben. Es sind 
hienach die Besoldungen in allen Dienst-Kategorieen (bei wel- 
chen das Reiht der Nicht-Entlassbarkeit anerkannt wird) in der 
Art zu bestimmen, dass der eine Theil als persönlicher Gehalt 
(Standes-Gehalt), der andere als Functions-Gehalt (Dienst-Gehalt) 
ausgesetzt wird. Der persönliche Gehalt allein macht einen 
Gegenstand des durch den Dienstvertrag erworbenen Rechts aus; 
der Functions-Gehalt" dagegen ist blos als mit dem in Frage 
stehenden Amt verbunden anzusehen und der Diener hat hierauf 
nur in so lange einen Anspruch, als derselbe dieses Amt be- 
kleidet. Diese Ausscheidung bildet die beste Grundlage sowohl 
für die Ansprüche der wirklich im Dienst befindlichen Diener, als 
besonders auch für den Fall ihrer Quiescirung un( j Pensionirung. 

In ersterer Beziehung bietet nämlich die fragliche Maass- 
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regel den grossen Vortheil, dass hiedurch eine Ausgleichung der 
bei den verschiedenen Dienststellen gleicher oder ähnlicher Kate- 
gorie obwaltenden verschiedenartigen Verhältnisse erleichtert wird. 
Am deutlichsten zeigt sich diess an einem Beispielsfall von im 
Interesse des Diensts nöthig werdenden Versetzungen. Nimmt 
man die in gleicher Kategorie stehenden Stellen der Beamten 
eines Landbezirks im Verwaltungsfach, so liegen zunächst Gründe 
vor, den persönlichen Gehalt derselben gleich zu bestimmen; 
dagegen können bei jenen Stellen nach Geschäfts-Umfang , Ver- 
antwortlichkeit und den von localen und sonstigen Verhältnissen 
abhängenden Bedürfnissen erhebliche Verschiedenheiten obwalten. 
Setzt man, dass diess bei den Stellen A, B, C in dem Verhältniss 
der Fall sei, dass die Stelle B. eine um '/io — die Stelle C. eine 
um 2 Ao bessere Bezahlung als A. begründe, so kann die Gehalts- 
bestimmung nach dem obigen Princip in folgender Weise ge- 
schehen. Persönlicher Gehalt: für jede der drei Stellen = 800. 
Functions -Gehalt: bei A. = 200, bei B. = 300, bei C. = 400. 
Auf diese Weise sind die betreffenden Beamten während ihrer 
Dienstführung im Wesentlichen gleichgestellt. Tritt der Fall ein, 
dass dieselben im Interesse des Dienstes nach dem Grad ihrer 
Tüchtigkeit und ihres Fleisses versetzt werden sollten, und zwar 
der Beamte, welcher die Stelle A. bekleidet, auf die Stelle B, 
der Beamte von B. auf die Stelle C, der Beamte von C. auf die 
Stelle A, so kann diess, ohne ein Unrecht zu begehen, geschehen, 
während, wenn diese drei Aemter mit je 1100 dotirt wären, 
durch eine solche Versetzung den beiden Beamten von A und 
B gerade in Folge ihrer tüchtigeren und gewissenhafteren Dienst- 
führung das Unrecht zugefügt würde, dass jeder derselben bei 
unverändertem Gehalt ein um je '/io beschwerlicheres Amt zu 
versehen hätte, wogegen der Beamte von C als der wenigst 
tüchtige und fleissige durch seine Versetzung den Vortheil er- 
hielte, um den bisherigen Gehalt eine um 2 /io leichtere Stelle 
zu bekommen. 

Auch wird durch die gedachte Unterscheidung der Gehalts- 
theile die Ausführung einer etwa nothwendig werdenden Suspen- 
sionsmaassregel erleichtert, indem eine Suspension mit blossem 
Yerlust des Functionsgehalts ganz unbedenklich verfügt werden 
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kann, wenn auch noch keine solche Verschuldung gegen den 
betreffenden Diener erhoben ist, welche es rechtfertigte, die 
Kosten der Bestellung eines Amtsverwesers demselben aufzulegen 
oder cautionsweise von seinem Gehalt zurückzubehalten. 

Dass sodann durch eine solche Gehalts - Abscheidung die 
einzig richtige Grundlage für die Quiescenz und Pensionirung 
gewonnen wird, ergiebt sich schon daraus, dass derjenige Theil 
des Gehalts, welcher lediglich Beziehung auf die bekleidete Stelle 
hat, nie einen Anspruch Tür die Person des betreffenden Dieners 
begründen kann. 

Wir haben jedoch erst einige allgemeine Bemerkungen über 
Feststellung der Quiescenz- und Pensions-Gehalte 
folgen zu lassen. 

Es ist der Natur der Sache angemessen, und entspricht be- 
sonders dem oben angeführten Princip , wonach der Pensions- 
anspruch gewissermassen eine Ergänzung der Besoldungen bildet, 
dass jene Gehalte nach einem der Grösse der längere Zeit hin- 
durch genossenen Besoldung und der Zahl der Dienstjahre ent- 
sprechenden Maassstab bestimmt werden. Wird nun aber dieser 
Grundsatz, wie diess in einzelnen deutschen Ländern geschehen 
ist, in der Art durchgeführt, dass man die Quiescenz - und Pen- 
sions-Gehalte in Procenten aus den ganzen Besoldungen nach 
der Zahl der Dienstjahre und zwar bei einer längeren Dienstzeit 
bis zum vollen Betrag derselben aufsteigend gewährt, so führt 
diess zu einer enormen Last für das Volk und überdiess zu 
cfassen Ungleichheiten zwischen den hoch und nieder besoldeten 
Dienern. Werden dagegen Quiescenz- und Pensions-Gehalte auf 
die Grundlage der Personal - Gehalte bestimmt, so fallen diese 
Missstände wenigstens grossentheils hinweg. Zwar ist es aller- 
dings nicht zu umgehen, auch die Personal -Gehalte nach den 
Stufen des Dienstes zu normiren; allein die Functions -Gehalte 
müssen natürlich immer in steigendem Verhältniss bestimmt wer- 
den. Die Quiescenz-Gehalte ergeben sich hienach ganz einfach 
dahin, dass die Personal - Gehalte vollständig belassen werden. 
Diess fordert nach dem oben Bemerkten das Recht und es muss, 
damit nicht eine zu grosse Last hieraus erwachse, die Quiescenz- 
befugniss der Regierung so eng begrenzt werden, als diess sich 
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nur irgend mit den Interessen des Diensts verträgt. Die Pen- 
sions-Gehalte dagegen sind nach Procenten aus den Personal- 
Gehalten nach der Zahl der Dienstjahre festzusetzen. 

Ein Beispiel aus der vorlängst noch geltenden Dienst- 
Pragmatik eines süddeutschen Landes entlehnt, möge Vorstehen- 
des beleuchten. In diesem Lande hatte der Vorstand eines nach 
Umfang und Ressort bedeutenden Gerichts erster Instanz eine 
Besoldung von 1600 Gulden (Yhein.); der Direktor einer Ad- 
ministrativ - Mittelstelle von sehr beschränkter Bedeutung eine 
Besoldung von 2500 fl.; der Präsident einer höhern Behörde 
4000 fl. Es ' erhalten nun dieselben , wenn sie wegen unver- 
schuldeter Dienst-Untüchtigkeit pensionirt werden, nach geleisteten 
dreissigjährigen Diensten 80 Procente der bezeichneten Gehalte, 
also der Landgerichts-Vorstand 1280 fl., der Direktor 2000 fl., 
der Präsident 3200 fl., ein Abstand, welcher in keiner Weise 
zu rechtfertigen ist. Wenn die fraglichen Besoldungen nach 
dem obigen Princip ausgeschieden wären, so hätten die persön- 
lichen Gehalte nach den vorliegenden Verhältnissen ungefähr 
dahin bestimmt werden mögen: bei dem Gerichts-Präses zu 
1500 fl., bei dem Direktor zu 2000 fl. , bei dem Präsidenten zu 
2500 fl. und die hieraus zu berechnenden Pensionen würden 
betragen: für den ersten 1200 fl., für den zweiten 1600 fl., für 
den dritten 2000 fl., ein Ergebniss, bei welchem wenigstens 
ein vernünftiges Verhältniss hergestellt gewesen wäre und die 
Pensionslast nie zu einer der schwersten Landesbeschwerden 
hätte erwachsen können. 

Die Missverhältnisse, welche auch bei der fraglichen Grund- 
lage der Pensionsgehake übrig bleiben mögen, können sodann 
noch leicht dadurch gehoben werden, dass man bei längerer 
Dienstzeit und grossen Peronal-Gehalten die Procente sinken 
lässt oder ein Maximum des Steigens festsetzt. 

Was endlich die Pensions- und Gnadengehalte der Wittwen 
und Waisen der Staatsdiener betrifft, so lassen sich solche zwar 
ebenfalls dadurch begründen, dass es nicht ausführbar ist, die 
Staatsdiener in eine Lage zu versetzen, welche es ihnen mög- 
lich macht, für die Zukunft ihrer Familien zu sorgen. Allein 
wenn auch' ein Staat wirklich in der Lage ist, ohne eine 
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drückende Belästigung der Steuerpflichtigen den Aufwand hiefür 
bestreiten zu können, so hat es doch immer für das Volk etwas 
Gehässiges, wenn der Staat eine solche Sorge übernimmt, deren 
sich andere Staats - Angehörige nicht zu erfreuen haben. Es 
verdient daher das in manchen Ländern übliche Auskunftsmittel, 
für diesen Zweck durch gesetzlich festgestellte Abzüge von den 
Besoldungen und Pensionen der Staatsdiener selbst einen Fonds 
zu bilden, wodurch der Staat jener Last überhoben wird, alles 
Anerkenntniss. 

Noch ist ein mit dem Gehaltwesen in Verbindung stehender 
Punkt zu berühren, welcher neuerlich vielfach zur Erörterung 
kam — die Steuerpflicht der Staatsdiener von ihren 
Gehalten. Man hat hiegegen geltend gemacht, dass die Ver- 
steuerung der Gehalte eine Illusion sei, weil der Staat hiebei 
lediglich das, was er mit der einen Hand gegeben habe, mit der 
andern wieder nehme. Allein dieser Einwand, obgleich an sich 
richtig, kann nicht gegen die Maassregel selbst entscheiden. Sie 
wäre selbst dann, wenn die Gehalte der Staatsdiener um so viel 
höher bestimmt werden müssten, als die Steuer von denselben 
beträgt, politisch geboten, weil auch da, wo die Einkommens- 
Versteuerung sonst nicht durchgeführt wird, die übrigen Steuer- 
pflichtigen immer eine verletzende Bevorzugung der Staatsdiener 
darin finden werden, wenn diese keine Steuer bezahlen. Ueber- 
diess hat die Sache noch die höhere Bedeutung, dass es gut ist, 
wenn der Staatsdiener durch seine Steuerpflicht die Interessen 
des Volks theilt. Wenn auch der Einfluss im Einzelnen nur ein 
geringer ist, so muss es doch im Ganzen, ob auch äusserlich 
nicht erkennbar, von Wirkung werden, wenn alle Staatsdiener 
bei dem Steuernbedarf unmittelbar betheiligt sind. Am zweck- 
mässigsten wäre es, die Gehalte der Staatsdiener nach Steuer- 
Simplen anzulegen, so dass je höher der Steuernbedarf steigt, 
desto mehr Simplen von den Staatsdienern zu bezahlen wären. 
Dass diese Steuer nach der Grösse der Gehalte steigen muss, 
versteht sich von selbst und ist auch wohl überall, wo dieselbe 
besteht, in Anwendung. Hieraus ergiebt sich zugleich, dass 
gerade die höheren Staatsdiener, in deren Hand es vorzüglich 
gelegen ist, auf eine Verminderung des Steuernbedarfs hinzu- 
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wirken, am meisten Impuls hiezu erhalten, wenn ihre Steuer- 
pflicht mit dem Bedarf wächst und selbst, wenn ein solcher Impuls 
überflüssig oder wirkungslos wäre, so hätte die Maassregel doch 
die wohlthätige Folge, dass die übrigen Steuerpflichtigen sich um 
so gewisser beruhigt finden werden, wenn sie wissen, dass die- 
jenigen, von denen die Steuer-Exigenz ausgeht, von einem höhern 
Maass am nächsten und empfindlichsten betroffen werden. 

III. Der nächste Punkt, auf den wir bei unserer Aufgabe 
geführt werden, betrifft die Grundsätze über Feststellung 
des dienstlichen Verhältnisses der Staatsdiener. 
Diese Grundsätze stehen aber in so enger Verbindung mit den 
organischen Einrichtungen, dass nur sehr Weniges hierüber ge- 
sagt werden kann, ohne in eine spezielle Erörterung über diese 
Einrichtungen selbst einzugehen, was hier zu weit führen würde. 
Wir müssen uns daher auf einige allgemeine Bemerkungen hier- 
über beschränken. 

Dass der Staatsdiener vor Allem der Diener des Gesetzes 
sei, ist ein Satz, welcher auch in absolutistisch regierten Staaten 
nicht offen bestritten werden darf, dagegen selbst in constitutio- 
nellen bei Gelegenheit gerne streitig gemacht wird, indem, 
wo es gilt , der Gehorsam der Staatsdiener gegenüber von der 
Staatsgewalt immer obenan gestellt wird. 

Die meisten Constitutionen haben den Grundsatz der Ver- 
antwortlichkeit der Staatsdiener gegenüber von 
den Gesetzen, insbesondere dem obersten Gesetz im consti- 
tutionellen Staat, der Verfassung, mehr oder weniger bestimmt 
ausgedruckt, wohin auch die besondere Vereidung derselben auf 
die Verfassung gehört, allein sie haben den schwürigsten Punkt 
hiebei, den Fall des Conflicts dieser Verantwortlich- 
keit mit dem Dienstgehorsam — grossentheils unberührt 
gelassen. Diejenigen, welche es thun, erhalten im Allgemeinen 
den Dienstgehorsam aufrecht und beschränken sich auf die Ver- 
antwortlichkeit der verfügenden Behörden, ohne jedoch bezüglich 
der Hauptfrage — über das Verhalten gegen eine offene Verletzung 
der Verfassung oder anderer Gesetze eine befriedigende Auf- 
klärung zu geben, (yergl. Württembergische Verf. von 1819. 
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§. 53. Grossherzoglich Hessische von 1820. §. 109. Kurfürstlich 
Hessische von 1831. §. 61). 

Es war natürlich, dass man in den ersten Zeiten der Con- 
stituirung verfassungsmässiger Zustande die Frage von beiden 
Seiten als ein noli me tangere ansah; es liess sich nicht wohl 
aussprechen, dass die Ueberzeugung von einer offenen Verfas- 
sungs- und Gesetzes - Verletzung dem Dienstgehorsam weichen 
müsse und doch konnte man von dem Dienstgehorsam nicht wohl 
anders als durch eine immer bedenkliche Dialektik dispensiren. 
Es ist auch richtig, dass die Frage in gewöhnlichen Zeiten nicht 
leicht praktisch werden kann, weil die gegebenen Fälle fast immer 
in das Gebiet der Controverse oder Beschönigung gezogen wer- 
den können, wodurch die untergeordneten Diener der Verlegen- 
heit wenigstens bezüglich der in verfassungsmässiger Form er- 
gangenen Verfügungen überhoben werden. 

Allein unseres Erachtens kann es nicht mehr lange um- 
gangen werden, die Frage mit Entschiedenheit zu behandeln. 
Die in neueren Zeiten vielfach zum Vorschein gekommenen Er- 
örterungen Über Vereidung des Militärs auf die Verfassungen 
haben gezeigt, dass grosse Begriffs -Verwirrung über die Frage 
herrscht. Auch haben die Ereignisse der Märzrevolution — am 
offensten in dem Grossherzogthum Baden — Erfahrungen zu Tage 
gefördert, welche beweisen, dass es gut ist, wenn die Staats- 
diener sich als in einem unmittelbaren Verhältniss zu der Ver- 
fassung stehend betrachten. 

Auf die Lösung des schwürigen Problems näher einzugehen, 
ist hier der Ort nicht; nur so viel sei bemerkt, dass der Grund- 
satz Geltung finden muss, dass der Dienstgehorsam da aufhört, 
wo unzweifelhaft zu erkennen ist, dass die Verfassung und über- 
haupt ein in anerkannter Wirksamkeit befindliches Gesetz ver- 
letzt werden will. Allein die Hauptsache ist, zu bestimmen, 
unter welchen Voraussetzungen dem untergeordneten Staatsdiener 
zusteht, diess anzunehmen, in wie weit besonders seine indivi- 
duelle Ueberzeugung hiebei entscheiden kann. 

Ein wesentliches Moment für Begründung der dienstlichen 
Stellung bildet die Dienst-Hierarchie, welche übrigens von 
der Instanzen -Ordnung wohl zu unterscheiden und hier in dem 
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Sinn der persönlichen Unterordnung der in verschiedenen Stufen 
functionirenden Staatsdiener genommen ist. Diese kann, obgleich 
in kleineren Staaten gar oft zur Lächerlichkeit und Absurdität 
führend, doch nirgends ganz entbehrt werden, weil sie ein fast 
unersetzliches Mittel ist, eine regelrechte und gehörig ineinan- 
dergreifende Ausführung der verschiedenen den Staatsdienern 
obliegenden Functionen zu erhalten. Selbst in der Justizver- 
waltung kann eine solche Vermittlung nicht ganz entbehrt wer- 
den, obwohl die Gerichte in eigentlichen Rechtssachen selbst- 
ständig und unabhängig gestellt seyn mUssen, da wenigstens die 
äussere Thätigkeit selbst der in collegialischer Form wirksamen 
Individuen nicht wohl anders als mittelst einer persönlichen Un- 
terordnung geregelt werden kann. 

Eine gehörige Organisation der Dienst - Hierarchie ist nicht 
so unwichtig, als es auf den ersten Blick scheinen mag. Sind 
die Bande derselben zu schlaff und locker, so wird der oben 
bezeichnete Zweck verfehlt; im entgegengesetzten Fall führt sie 
auf Zustände, welche die Interessen des Diensts noch mehr ge- 
fährden. Ein gewisser Grad von Selbstständigkeit und Würde 
in der Stellung ist auch bei dem Staatsdiener der unteren Stufen 
nothwendige Bedingung einer ehrenhaften und gedeihlichen Dienst- 
führung. Man hat zwar schon hie und da geglaubt, das Mittel, 
der Regierungs- Gewalt und ihrem System Kraft, Vertrauen und 
Popularität zu gewinnen, sei darin gelegen, dass die Beamten, 
besonders die in unmittelbarer Berührung mit dem Volk stehen- 
den, auf einen Punkt möglichst eingebannter Dienstbarkeit herab- 
gestimmt werden, was natürlich nicht anders als durch eine de- 
müthigende und herabwürdigende Dienst - Unterordnung erreicht 
werden kann. Allein schlechte und pflichtvergessene Beamte 
werden hiedurch weder gebessert noch auch nur gehütet, son- 
dern eher noch mehr depravirt; die besten auf eine bedauer- 
liche Weise entmuthigt und gelähmt; die mittleren sinken zu 
einem automatenartigen Treiben und zur gemeinsten Kriecherei 
herab. Ist vollends böser Willen von oben vorauszusetzen, so 
kann eine auf ein schroffes und gewaltthätiges Eingreifen be- 
rechnete Dienst -Hierarchie der Sache des Volks sehr gefährlich 
werden. Um diess zu ermessen, muss man bedenken, wie leicht 
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sich ein Oberer durch Eigendünkel, Launenhaftigkeit u. s. w. 
hinreissen lässt, seine Gewalt zu meisterloser Durchführung seiner 
Ansichten zu missbrauchen, und wie viele, selten sich beisammen 
findende Eigenschaften des untergeordneten Dieners dazu ge- 
hören, um der Anmaassung oder Chikane eines Vorgesetzten 
einen würdigen und wirksamen Widerstand zu leisten. 

Von wesentlicher Bedeutung für Feststellung des Dienstver- 
hältnisses ist die Abscheidung und Ordnung der Dienst- 
Kategorieen, welche theils durch die verschiedenen Zweige 
des Staatsdiensts (Departements), theils durch die verschiedenen 
Arten der Funktion in jedem einzelnen Zweig gebildet werden. 
Dieser Gegenstand fallt grossentheils in das Gebiet des Staats- 
Organismus; hier sind nur folgende in unmittelbarer Beziehung 
zur Ordnung des Staatsdienstes stehende Momente hervorzuheben. 

Die an sich allerdings in der Natur der Sache gelegene 
Abscheidung der Departements hat theils in Folge constitutioneller 
Einrichtungen und Grundsätze, theils aber auch durch verkehrte 
Bestrebungen der Machthaber eine Ausdehnung erhalten, welche 
in kleinen Staaten zur UnbehUlflichkeit und Kleinlichkeit führt. 
Man findet hier auf der einen Seite eine Abgeschlossenheit der 
einzelnen Departements, als wäre jedes ein eigener Staat für 
sich, auf der andern Seite eine gezwungene Uniformität in den 
Einrichtungen der verschiedenen Departements ohne Rücksicht 
auf die zum Theil sehr heterogenen Verhältnisse derselben. So 
werden Dienststellen des einen Departements den Dienern des 
andern abgesperrt, obgleich in kleinen Ländern die wesentlich- 
sten Vortheile für den Dienst und den Geldpunkt erreicht wer- 
den könnten, wenn, so weit es die Rücksichten auf die Quali- 
fication nur irgend zulassen, ein Zusammenhang in jener Bezie- 
hung bestünde; ös werden die Dienstverhältnisse der verschie- 
denen Departements in allen Stufen möglichst gleichgestellt, 
während denselben die erheblichsten Verschiedenheiten zu Grunde 
liegen und daher - der Erfolg jener erzwungenen Gleichstellung 
kein anderer seyn kann, als neben manchen Verwicklungen in 
dem Dienst eine Vermehrung des Aufwands, indem in solcher 
Weise oft sehr geringfügige Dienststellen blos der Parallele wegen 
hoch dotirt werden u. dgL 
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Dass sich ferner durch die verschiedenen Arten und Stufen 
der Function im Staatsdienst abgeschiedene Kategorieen bilden, 
liegt gleichfalls in der Natur der Sache allein sowie Überhaupt 
bei den Staatseinrichtungen , wo Alles in einander greift, immer 
darauf Bedacht genommen werden muss, Zusammenhang und 
Einheit herzustellen, so auch hier. Es ist hier ein besonders 
wichtiges Unterschiedsmoment hervorzuheben, welches darin ge- 
legen ist, je nachdem der Dienst mit einem unmittelbaren per- 
sönlichen Verkehr mit dem Volk verbunden ist, oder nicht. Das- 
selbe druckt sich vorzügtich in dem Gegensatz des Dienstes der 
Landbeamten und des Dienstes in den Collegien und Bureaus 
der Oberbehörden aus. Es hat sich nun in manchen Ländern 
der Grundsatz gebildet, dass für jede dieser beiden Dienst-Kate- 
gorieen eine eigene Candidatur bestehen müsse. Der Umstand, 
dass der zuletzt genannten Kategorie Functionen der höhern 
Regierungs - Gewalt und Dienst - Hierarchie angewiesen sind, hat 
zu der Meinung Anlass gegeben, dass ihr vorzugsweise Talent 
und Intelligenz zuzuwenden seien, und dass der Dienst der 
Landbeamten eine höhere Ausbildung weder voraussetze noch 
einer solchen zuführe. Es ist diess jedoch eine ganz verkehrte 
Ansicht. Dem Beamten, welcher mit dem Volk unmittelbar zu 
verkehren hat, muss, wenn er sein Amt mit Ehren versehen 
soll, ein umfangreicheres und reiferes Wissen, ein schnellerer 
und ' schärferer Blick und« ein richtigerer Takt zu Gebot stehen, 
weil er in der Regel unvorbereitet, selbstständig und entschlos- 
sen handeln muss. Sodann ist zwar nicht zu läugnen, dass die 
Functionen in den oberen Dienst-Kategorieen geeignet sind, auf 
einen höheren Bildungspunkt zu führen, einestheils weil sie mehr 
Gelegenheit zu Reflexionen und bisweilen auch noch einigne 
Studien geben , anderntheils weil die mit dieser Stellung verbun- 
denen Impulse des Austausches und der Collision der Ansichten 
von grossem Einfluss sind. Allein eben so gewiss ist, dass diese 
Lage die in allen Zweigen und Stufen des Staatsdienstes unent- 
behrliche Kenntnis« des Lebens nicht zu geben vermag, sondern 
hiezu die Schule eines längeren Verkehrs mit den Menschen 
und einer unmittelbaren Anschauung ihrer Verhältnisse gehört. 

Es ist daher dringend nothwendig, dass Einrichtungen ge- 
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troffen werden, welche geeignet sind, die angeführten Divergen- 
zen mittelst eines angemessenen Wechsels der Dienstleistung in 
den verschiedenen Kategorieen auszugleichen. Diess ist am 
besten in der Art auszuführen, wenn es zur Regel gemacht wird, 
dass der Diener mit der Amtsgehülfenstelle eines Landamts be- 
ginne, sofort als Beisitzer bei einer Oberbehörde eintrete, nach 
einiger Zeit zur Stelle eines selbstständigen Landbeamten über- 
gehe und endlich mit der Rathsstelle in einer Oberbehörde schliesse. 

Der vorstehende Punkt ist viel wichtiger, als man sich diess 
gewöhnlich denkt; denn durch nichts leidet die Kraft einer Re- 
gierung so sehr noth, als wenn die mit dem Volk unmittelbar 
verkehrenden Beamten nicht des vollen Ansehens und Vertrauens 
bei demselben gemessen j durch nichts wird die Zweckmässig- 
keit und die Wirksamkeit der Maassregeln einer Regierung so 
sehr bedingt, als durch die Lebenskenntniss und Lebensfrische 
der Mitglieder der Oberbehörden. 

IV. Die schwürigste und wichtigste Aufgabe für die Orga- 
nisation des Staatsdienstes ist ein richtiges Verfahren beider 
Dienstbesetzung und Beförderung. Obenan steht die 
Rücksicht darauf, dass jedes Amt mit dem nach seiner Individua- 
lität hiefür tauglichsten Diener besetzt werde. Allein gleich hier 
stösst man auf Anstände. Für's erste ist die Hauptschwürigkeit, 
zu bestimmen, wie der tauglichste zu finden sei. Sodann ist es 
im Interesse des Dienstes selbst unausführbar, bei jeder Dienst- 
besetzung immer den tauglichsten aus der ganzen betreffenden 
Dienerclasse zu berufen es würde diess zu einem unausgesetzten 
Hin- und Herwerfen der Beamten führen. Endlich können die 
Rücksichten der Humanität und der Dankbarkeit für längere Dienst- 
treue nicht ganz ausser Augen gesetzt werden, wenn nicht gleich- 
falls am Ende nachtheilige Rückwirkungen auf das Interesse des 
Diensts entstehen sollen. 

Aus diesen und andern Gründen wird daher der Weg der 
eigentlichen Berufung zu Staatsdiensten meist nur ausnahms- 
weise eingeschlagen für Aemter, welche ganz besondere Fähig- 
keiten und Eigenschaften erfordern, so namentlich Lehrstellen, 
technische Aemter, höhere Stellen, besonders zu Bestellung der 
oberen Stufen der Dienst-Hierarchie, und es gilt als Regel, welche 
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sogar hie und da gesetzlich garantirt ist, die Eröffnung einer 
Concurrenz zur Bewerbung. Dieser Weg ist zwar in sofern 
mangelhaft, als durch solche Bewerbungen nicht gerade die tüch- 
tigsten in Concurrenz gesetzt werden, indem diese häufig durch 
Bescheidenheit, Ehrgefühl oder aus andern Gründen abgehalten 
werden, als Bewerber aufzutreten ; allein es ist nicht zu Iäugnen, 
dass derselbe doch da, wo viele Dienslbesetzungen vorkommen, 
am Ende der einzig praktische ist, und wenn er nicht gar 
zu exclusive angewendet, namentlich erforderlichen Falls noch 
durch Berufungen nachgeholfen wird, nicht gerade verwerflich 
erscheint. 

Wo es sich um eine Concurrenz Mehrerer bei Besetzung 
eines Staatsdienstes handelt, sei es, dass solche in Form der 
Bewerbung oder in anderer Weise sich ergebe, muss einPrin- 
cip für die Bevorzugung gefunden werden. 

Bekanntlich hat man besonders in früheren Zeiten die Rück- 
sicht auf das Dienstalter ziemlich allgemein zur Regel erhoben; 
die Gründe, welche hiefür sprechen, sind für sich einleuchtend; 
allein bei gesteigerten Anforderungen an die Staatsdiener, wie 
sie in neueren Zeiten bestehen, ist diese Norm unhaltbar gewor- 
den und es muss derselben unter allen Umständen das Tempera- 
ment gegeben werden, dass in erster Linie der höhere Grad von 
Tüchtigkeit zu berücksichtigen ist. 

Was sodann die, wie schon erwähnt, in allen Fällen schwü- 
rigste Aufgabe, den tüchtigsten herauszufinden, betrifft, so ist 
klar, dass die Prüfungen, wenn sie auch weit vollkommener 
wären, als sie es nach dem Obigen in der Thal sind, nur einen 
unsichern und einseitigen Anhaltspunkt hiefür gewähren. Auch 
die Begutachtungen der vorgesetzten Dienstbehörden geben, ab- 
gesehen von den Menschlichkeiten, welche sich auch hiebei ein- 
schleichen können, selbst in den Fällen, wo der Dienst-Candidat 
bereits längere Dienste in dem betreffenden Dienstzweig geleistet 
hat, kein sicheres Mittel hiefür ab, weil hiezu eine viel genauere 
Kenntniss der Personen und der betreffenden Dienststellen er- 
fordert würde, als jene Behörden in der Regel haben und haben 
können; überdiess ist es der Natur der Sache nach unausführbar, 
die Besetzung aller Staatsdienste ohne Ausnahme, besonders der 

42* 
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höheren, von der Begutachtung von Behörden abhängig zu ma- 
chen. Wenn man auch mit Recht davon ausgeht, dass die sicherste 
Beurtheilung der Tüchtigkeit aus der Erprobung durch bereits 
geleistete Dienste zu schöpfen sei; so wird doch viel zu wenig 
beachtet, dass der Schluss aus dem oft ziemlich handwerksmäs- 
sigen Dienstbetrieb gar leicht fehl schlägt, wenn die Aufgaben 
des Dienstes, die Art der Wirksamkeit, die äussern Verhältnisse 
und persönlichen Umgebungen verändert sind, so besonders bei 
Beförderungen zu solchen Dienststellen , deren vorzügliche Auf- 
gabe in dienst - hierarchischer Repräsentation besteht, wo sich 
gar oft ergiebt, dass Diener, welche vorher die besten Dienste 
leisteten, in der neuen, obgleich ganz derselben Dienst-Kategorie 
atigehörigen Stellung, wo es vorzüglich auf Charakter -Eigen- 
schaften, ein entschiedenes geistiges Uebergewicht und gewandte 
und anziehende Formen ankommt, gar nicht an ihrem Platz sind. 
Die vielfach aufgestellte und praktisch häufig durchgeführte An- 
sicht, dass die Dienstbesetzungen und Beförderungen am besten 
in die Hände des betreffenden Departements - Chefs — natürlich 
in der Regel unter Vorbehalt der landesherrlichen Sanction — 
gelegt werde, hat allerdings das für sich, dass hiebei Talent und 
Auszeichnung überhaupt am meisten gehoben und an die rechte 
Stelle versetzt werden können, führt aber gar leicht zu dem 
verwerflichsten aller Systeme, dem Mignonssystem, wonach Die- 
ner, welche dem Departements-Chef oder denen, welche Einfluss 
auf denselben üben, durch ihre bisherige Dienststellung oder auf 
anderem Weg nahe gebracht wurden und sich durch Ergeben- 
heit, Schmiegsamkeit und andere derartige zweideutige Verdienste 
bemerklich und angenehm zu machen wussten , unbedingte Be- 
vorzugung geniessen. 

Eine neue Art von Rechtslitel für Dienstbesetzungen und 
Dienstbeförderung ist die parlamentarische Laufbahn geworden. 
Wir meinen hier nicht die in Folge der oben berührten consti- 
tutionellen Verhältnisse aus der Rücksicht auf das Regierungs- 
system hervorgehenden Aenderungen, sondern die persönliche 
Bevorzugung von solchen Dienst-Candidaten, welche sich in dem 
parlamentarischen Leben geltend zu machen wussten. Die Ge- 
fahren dieser Maassregel sind von selbst klar; wir werden unten 
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aus Gelegenheit einer hiemit zusammenhängenden allgemeinen 
Frage hierauf zurückkommen. 

Angesichts aller in Vorstehendem dargelegten Schwürigkei- 
ten und Bedenken könnte man fast an der Möglichkeit verzweifeln 
einen sichern Weg zu einer entsprechenden Behandlung der Dienst- 
besetzung und Beförderung zu finden. Eine wenigstens die 
Haupt-Rücksichten befriedigende Lösung der Auf- 
gabe wird immer auf der Grundlage beruhen müssen, dass die 
Sache vorzüglich von dem — und zwar positiv thätigen Eingreifen 
des betreffenden Departements-Chefs abhängig gemacht, dagegen 
diesem Eingreifen Controle-Maassregeln an die Seite gesetzt wer- 
den, welche möglichste Garantie dafür geben, dass das Vollwort 
des Regenten nicht durch einseitige oder gar unlautere Eindrücke 
bestimmt werde. Zu diesem Zweck ist als regelmässiges Erforder- 
niss die Begutachtung der vorgesetzten Behörden aufzustellen, 
und zwar sowohl derjenigen , von welchen die zu besetzende 
Dienststelle zu respiciren ist, weil es zunächst auf genaue 
Kenntniss der Verhältnisse und Bedürfnisse des zu bestellenden 
Amts ankommt, — als auch derjenigen, unter deren unmittel- 
barer Aufsicht die hiefür in Concurrenz tretenden Candidaten 
bisher Dienste geleistet haben. Von diesen Begutachtungen muss 
die Ernennung in so weit abhängig gemacht werden, dass die- 
selbe nur auf einen solchen Candidaten fallen darf, welchem 
wenigstens im Allgemeinen gehörige Qualifikation für die in Frage 
stehende Stelle zuerkannt ist. Bei denjenigen Dienststellen, bei 
welchen eine solche Begutachtung nicht ausführbar ist, sowie 
überhaupt bei allen höhern Aemtern sollte die Ernennung des 
Regenten nur nach einer von demselben persönlich entgegenzu- 
nehmenden Berathung des ganzen Ministerraths auf den Grund 
eines von dem betreffenden Departements - Chef in diesem Rath 
zu erstattenden Vortrags stattfinden. Diese Form, welche über- 
haupt bei jeder wichtigen Entschliessung des Regenten nie fehlen 
sollte, ist um deswillen von der höchsten Wichtigkeit, weil der 
Regent durch den Vortrag eines ihm einzeln gegenüberstehenden 
Organs nicht leicht mit der Unbefangenheit, Klarheit und Wahrheit 
unterrichtet werden wird, wie diess zu erwarten ist, wenn er 
sich aus verschiedenen sich gegen einander aussprechenden Mei- 
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nutigen Mehrerer ein Urtheil bilden kann. Im Uebrigen ist be- 
züglich des Eingreifens des Regenten bei Dienstbesetzungen und 
Beförderungen zu bemerken, dass, so wünschenswerth es auch 
seyn muss, dass derselbe auch in dieser Beziehung seinen ver- 
antwortlichen Ministern nicht in den Weg tritt, es doch bedauer- 
lich ist, wenn er, was gerade eine solche gewissenhafte Zurück- 
haltung leicht zur Folge hat, die lebhafte Theilnahme an der 
Sache verliert, welche jedenfalls die beste Controle für seine 
Rathgeber ist» 

Aus dieser Rücksicht, sowie in Beziehung auf die Erfüllung 
der höhern Zwecke des Staatsdiensts überhaupt ist es daher von 
Wichtigkeit, dass der Regent Interesse für die Personalitäten und 
Kenntniss derselben habe, und er wird nie wohl thun, wenn er 
sich den persönlichen Verkehr mit den Staatsdienern der unteren 
Stufen ganz abschneidet. 

Noch ist hier einer in mehreren deutschen Staaten gesetzlich 
bestehenden Maassregel zu erwähnen, welche bestimmt ist, die 
Schwierigkeiten, die besonders bei der ersten Anstellung statt- 
finden, einigermassen auszugleichen. Es ist diess die Anstel- 
lung mit Widerruflichkeit binnen einer festgesetzten Frist, 
so also, dass die Regierung während oder nach Ablauf dieser 
Periode den der Erwartung nicht gehörig entsprechenden Diener 
wieder entfernen kann und derselbe die vollen Staatsdienerrechte 
erst dann erhält, wenn seine Anstellung nach Ablauf der Dienst- 
Probezeit bestätigt wird. 

Diese Maassregel, welche da und dort unter sehr verschie- 
denartigen Modalitäten besteht, ist jedenfalls nur mit Beschrän- 
kungen ausführbar; sie leidet in vielen Fällen gar keine Anwen- 
dung, so namentlich bei Richtern, bei bereits erprobten Univer- 
sitätslehrern, Technikern u. dgl. Sie hat an sich nur geringen 
Werth. Der so angestellte Diener wird sich wohl hüten, während 
der Probedienst-Periode , welche in keinem Fall auf eine sehr 
lange Frist erstreckt werden kann, sich Pflicht- Versäumnisse, 
deren man sich zu ihm, wie vielleicht spätere Erfahrung beweist, 
wohl zu versehen hat, zu Schulden kommen zu lassen; seine 
etwaige geringere Fähigkeit wird er durch Fleiss, Anstrengung 
und Gutwilligkeit leicht in so weit ausgleichen, dass man sich 
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nicht gerne entschliessen wird, von dem Recht seiner Beseiti- 
gung Gebrauch zu machen. Inzwischen ist die Maassregel immer- 
hin ein Behelf gegen offenbare Missgriffe bei den ersten An- 
stellungen, und da wirklich nothwendig, wo die Besetzung der 
Anfangsdienste, ohne vorgängige längere Erprobung geschieht. 

V. Wir haben schon wiederholt Anlass gehabt, das Auf- 
treten der Staatsdiener als Volks-Abgeordneter zu 
berühren; hier noch einige Worte über dieses Yerhältniss im 
Allgemeinen. 

Dass die Stellung eines Staatsdieners mit der eines Abge- 
ordneten schwer verträglich sei, darüber ist man so ziemlich 
überall einig. Die Nachtheile für den Dienst, welche man ge- 
wöhnlich kaum beachtet, sind nicht immer so gering anzuschlagen. 
Die in unbestimmten Zwischen-Perioden sich wiederholende Noth- 
wendigkeit der Vertretung durch Amtsverweser ist für den Dienst 
immer störend und meist auch materiell nachtheilig. Die Staats- 
diener als Abgeordnete erhalten häufig eine dem Dienst heterogene 
Richtung. Politische Ansichten und Sympathieen, von den Bänken 
der Legislatur herübergebracht, Popularitäts - Bestrebungen, als 
Mittel und Zweck gleich nahe liegend, Verrückung der persönlichen 
Stellung zur Regierung, bei einem derartigen Zwitterverhältniss 
fast unvermeidlich, — haben einen solchen wenn auch meist 
unsichtbaren Einfluss. Noch erheblicher sind die Bedenken gegen 
dieses Verhältniss von der constitutionellen Seite. Es liegt offen 
vor, dass bei dem Staatsdiener seltene Charakter -Eigenschaften 
dazu gehören, um als Abgeordneter überall mit der erforderli- 
chen Unbefangenheit und Festigkeit aufzutreten, dass auf Seiten 
der Regierung die Versuchung gross ist, ihren Einfluss auf den- 
selben auf diese oder jene Weise geltend zu machen, dass sehr 
viel Reife des Volks dazu gehört, um sein oppositionelles Auf- 
treten zu begreifen, seinem Einklang mit der Regierung zu trauen. 

Bei all' dem aber ist es ganz unbestreitbar, dass — wenigstens 
in kleineren Staaten — die Zulassung der Staatsdiener in die 
Volkskammern gar nicht zu umgehen ist, hauptsächlich weil es 
nicht möglich ist , in den übrigen Ständen die erforderliche An- 
zahl von Männern aufzutreiben, welche die nöthige Intelligenz 
und Erfahrung zu Behandlung staatlicher Angelegenheiten mit den 
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sonstigen Bedingungen vereinigen. Ueberdiess würde der Aus- 
schluss der Staatsdiener am Ende die Folge haben, dass auf 
anderen noch weit bedenklicheren Wegen, so z. B. durch Be- 
günstigung der Candidatur zum Staatsdienst und andere wenn 
auch nur mittelbare Bevortheilungen eine Abhängigkeit einfluss- 
reicher Abgeordneter herzustellen gesucht werden würde. 

Es werden sich nun aber immerhin Mittel finden lassen, 
wenigstens die Haupt-Bedenken gegen die Zulassung der Staats- 
diener in den Volkskammern zu beseitigen. Wenn das Princip 
der Unentlassbarkeit derselben in dem oben erörterten Sinn an- 
erkannt ist, und hiezu etwa noch angemessene Bestimmungen 
über Sicherstellung gegen willkührliche Versetzungen während 
und unmittelbar nach der Periode ihrer Function als Abgeordne- 
ter kommen, so sind wenigstens die wesentlichen Bedingungen 
einer unabhängigen Wirksamkeit derselben hergestellt und es ist 
dann nur die allerdings noch erheblichere Gefahr zu entfernen, 
welche Tür die Volks -Abgeordneten überhaupt in der Aussicht 
auf Anstellung oder Beförderung im Staatsdienst gelegen ist. Die 
Bestimmung, dass jeder Abgeordnete, welcher eine Anstellung oder 
Beförderung im Staatsdienst erhält, sich einer neuen Wahl als 
Abgeordneter zu unterwerfen habe, ist hiefür nicht hinreichend, 
obgleich dieselbe jedenfalls aus Rücksichten des constitutionellen 
Anstands motivirt ist, und daher in keiner Verfassung fehlen 
sollte. Eine durchgreifende Maassregel wäre dagegen darin ge- 
legen, dass kein Abgeordneter während der Periode, auf welche 
sich diese seine Eigenschaft erstreckt und noch einige Zeit später 
im Staatsdienst angestellt oder befördert werden könnte. Hievon 
müsste nur der Fall ausgenommen werden, wenn die Krone sich 
veranlasst sehen würde , Abgeordnete zu ihren unmittelbaren 
Räthen zu berufen, da hier die gewichtigsten politischen und 
constitutionellen Gründe gegen eine derartige Beschränkung vor- 
liegen und eine solche auch für einen Fall, wie der gedachte, 
weniger nothwendig erscheint. 

Dass aber etwas zu Ausgleichung des angeregten Missver- 
hältnisses geschehe, ist dringend geboten. Denn wenn man auch 
auf allen Seiten die reinsten Absichten und das angemessenste 
Verhalten voraussetzt, so ist doch jedenfalls nicht zu verkennen, 
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dass das Vertrauen des Volks zu seiner Regierung wie zu seinen 
Abgeordneten gar zu leicht erschüttert wird, es mag nun ein mit 
der Regierung im Einklang oder in Opposition befindlicher Ab- 
geordneter im Staatsdienst hervorgezogen werden, und dass 
wirklich auch die Sache gefährdet ist, wenn eine schroffe Oppo- 
sition eines Abgeordneten damit endet, dass er auf die Bank 
derselben Regierung übergeht, deren System er bisher be- 
kämpft hat. 



